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zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10959-18)

zu TOP 2.2.1
Druckräume für Heroin-Abhängige
Vorschlag zur TO (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17-E1)

zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Vorschlag zur TO (Fraktion B'90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E1)
zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (SPD-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E2)

zu TOP 2.2.3
Drogenpolitik in der Nordstadt
Vorschlag zur TO (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17-E1)

zu TOP 2.2.4
Drogenpolitik im öffentlichen Raum – Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher Sicht
Kenntnisnahme
(Drucksache-Nr. 10792-18)

zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache-Nr. 10959-18)

zu TOP 2.2.6
Drogenproblematik im öffentlichen Raum
Stellungnahme zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache-Nr. 10994-18-E1)
Stellungnahme der Verwaltung
(Drucksache-Nr. 10994-18-E2)

Die Tagesordnungspunkte TOP 2.2.1, TOP 2.2.2, TOP 2.2.3, TOP 2.2.4, TOP 2.2.5 und der TOP 
2.2.6 werden unter dem Oberpunkt TOP 2.2 zusammen behandelt. 

Zu Beginn berichtet Herr Siebert (Gesundheitsamt) anhand einer Präsentation (Anlage 2) zum Thema 
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems.

Dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit liegen folgende Anträge vor: 
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Zu TOP 2.2.1
Antrag der CDU-Fraktion - Druckräume für Heroin-Abhängige
(Drucksache-Nr.: 08768-17-E1)

die CDU-Fraktion stellt zum genannten Tagesordnungspunkt folgenden Antrag und bittet um 
Beratung und Beschlussfassung:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beauftragt die Verwaltung, ein 
gesamtstädtisches Konzept zu der allgemeinen Drogenproblematik hinsichtlich des 
Drogenkonsums im öffentlichen Raum, des Drogenverkaufs und möglicher Konsumräume zu 
erstellen.

Das Konzept und mögliche Einzelmaßnahmen sind dem o. g. Ausschuss vorzustellen.

Die Verwaltung möge bei der Konzepterstellung zum einen die Lage von heroinabhängigen 
Frauen, die sich zwecks Geldbeschaffung prostituieren müssen, gesondert erfassen und 
darstellen, zum anderen ist die Situation nicht krankenversicherter Drogenabhängiger zu 
beachten. Diese Personenkreise sind einzeln zu betrachten, weil sie wegen verschiedener 
zusätzlicher Problemlagen ausgesprochen gefährdet sind.

Begründung

Aufgrund der positiven und anhaltenden Sanierung und Modernisierung der sogenannten 
Problemhäuser in Dortmund wird den drogenabhängigen Menschen ein Teil Ihrer 
Rückzugsmöglichkeiten genommen, so dass vermehrt der Drogenkonsum in den öffentlichen 
Raum verschoben wird. 

Um die Situation des öffentlichen Drogenkonsums zukünftig wieder einzugrenzen, ist es wichtig, 
ein ganzheitliches Konzept zur allgemeinen Drogenproblematik mit all ihren 
Randerscheinungen für Dortmund zu entwickeln. Themen wie medizinische Versorgung, 
Beratung und Konsumvorgänge können nicht durch schnelle Einzelmaßnahmen zu einem 
dauerhaften Erfolg führen und müssen mit allen beteiligten Akteuren zukunftsfähig diskutiert 
werden.

Zu TOP 2.2.2
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E1)

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung legt in Abstimmung mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren sowie mit 
dem Ordnungsdezernat einen Sachstandsbericht und eine Einschätzung hinsichtlich der 
Notwendigkeit eines oder mehrerer zusätzlicher  Drogenkonsumräume vor.

2. Die Verwaltung aktualisiert mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren sowie der 
Mitternachtsmission die Vorlage und Einschätzung zur Vergabe von Diamorphin aus 
November 2014 (Drucksache Nr.: 13714-14-E3).
Der Bericht wird dem Ausschuss vorgelegt. 

Begründung:
Der Presse waren Überlegungen der Ordnungsdezernentin hinsichtlich eines weiteren 
Drogenkonsumraums in der Nordstadt zu entnehmen. Unklar geblieben ist dabei, ob die 
Ordnungsdezernentin ihren Vorstoß mit der Sozialdezernentin abgeklärt hatte. 

Die Notwendigkeit eines weiteren Konsumraums ist in den letzten Jahren immer wieder 
diskutiert, aber genauso oft vor allem wegen der sensiblen Frage eines möglichen Standorts 
verworfen worden. Der letzte Jahresbericht der Verwaltung zur Situation in der Nordstadt macht 
deutlich, dass der öffentliche Drogenhandel und -konsum zugenommen hat. Laut Bericht 
werden weiche und harte Drogen vielfach offen wahrnehmbar konsumiert und gehandelt – auch 
tagsüber und mitten auf dem Spielplatz, auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder in 
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Grünanlagen. Bewohner*innen und Geschäftsleute aus der Nordstadt haben deshalb in der 
Vergangenheit  mehrfach auch eine legale Abgabe von harten Drogen unter ärztlicher Aufsicht 
gefordert, um die Situation in einigen Bereichen der Nordstadt zu entspannen. Erfahrungen in 
anderen Städten zeigen, dass das auch funktionieren kann – mit positiven Auswirkungen für die 
Schwerstabhängigen sowie für die betroffenen Stadtteile. 

Deshalb sollte die Diskussion über einen zusätzlichen Drogenkonsumraum verknüpft werden 
mit Überlegungen zu einem Diamorphin-Programm unter anderem für die hochgradig 
drogenabhängigen Frauen, die seit Jahren und ohne Perspektive in der Nordstadt der 
Prostitution nachgehen. Dabei handelt es sich um eine Gruppe von insgesamt ca. 80 Frauen, 
von denen nach Aussage der Verwaltung regelmäßig bis zu 35 auf den Straßen anzutreffen 
sind und die über diesen Weg ihre Sucht finanzieren. Viele von ihnen befinden sich in einer 
schwierigen gesundheitlichen Situation, die sich durch den hohen Kontrolldruck nach der 
Schließung des Straßenstrichs erheblich verschärft hat. Auch Strafverfahren und 
Freiheitsstrafen führen in der Regel jedoch nicht zu einem Ausstieg aus Prostitution und Sucht. 

Der Antrag der GRÜNEN Fraktion zur Erstellung eines Konzeptes zur diamorphingestützten 
Substitutionsbehandlung wurde zuletzt im November 2014 im Ausschuss abgelehnt. Die 
Situation insbesondere für die betroffenen Menschen hat sich seitdem nicht verbessert. 

zu TOP 2.2.2
Antrag der SPD-Fraktion - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E2)

Dortmund verfügt über ein vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Drogenhilfesystem. 
Mit einer Mischung aus präventiven Maßnahmen und dem Angebot von niedrigschwelligen 
Hilfen soll der Verfestigung von offenen Drogenszenen entgegengewirkt werden. So gibt es 
verschiedene, auf die einzelnen Szenen abgestimmte, Hilfe- und Anlaufstellen wie das Café 
Kick. Auch ein gut vernetztes Suchthilfesystem existiert in Dortmund bereits. Neben einer 
Jugendsuchtberatungsstelle gibt es in Dortmund auch ein betreutes Wohnen für Suchtkranke 
und mehr als 1500 Plätze für die Methadonsubstitution. Auch der Drogenkonsumraum hat in 
diesem Hilfesystem seinen festen integrierten Platz. 
Gerade in der Nordstadt hat sich bis heute ein vielfältiges Angebot in der Drogenhilfe etabliert. 
In der Nordstadt befinden sich zum Beispiel die Alkoholberatungsstelle des Diakonischen 
Werkes, eine zentrale Beratungsstelle für Wohnungslose, „Passgenau“ und die Beratungsstelle 
Nord des Sozialpsychiatrischen Dienstes. Bevor in die hier gewachsenen Strukturen ein 
zusätzlicher Drogenkonsumraum gesetzt werden soll, müssen zwingend die Vor- und Nachteile 
eines weiteren Drogenkonsumraums abgewogen werden. Zusätzlich muss beleuchtet werden, 
wer überhaupt von einer solchen Einrichtung erreicht werden kann. Zunächst sollte im 
zuständigen Sozialausschuss eine fachpolitische Auseinandersetzung mit dem bestehenden 
System und möglichen Lücken geführt werden.
Vor diesem Hintergrund stellt die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit folgenden Antrag zur Beratung und Beschlussfassung:

Der Soziausschuss beauftragt die Verwaltung, alle relevanten Akteure in den Ausschuss 
einzuladen und eine eingehende fachpolitische Debatte zu dieser Thematik, inklusive 
Begehungen des Ausschusses vor Ort, zu organisieren.
Der Sozialausschuss verschiebt daher bis auf Weiteres eine mögliche Beschlussfassung über 
zusätzliche Drogenkonsumräume in der Stadt. 

zu TOP 2.2.3
Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste – Drogenpolitik in der Nordstadt
(Drucksache-Nr. 08841-17)

die Fraktion FDP/Bürgerliste bittet um Beratung und Beschlussfassung des folgenden Antrags:

Durch die Übernahme und Sanierung der sogenannten Problemhäuser in der Nordstadt, hat 
sich die offene Drogenszene verlagert und wird deutlich sichtbarer. Anwohner klagen über 
Drogenkonsum auf offener Straße und liegengebliebene Spritzbestecke.
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Aus diesem Grund benötigen wir einen neuen drogenpolitischen Ansatz, um die 
drogenabhängigen Menschen mit einem sehr niederschwelligen Angebot zu erreichen und 
gleichzeitig für die dort lebenden Bürger ein sicheres Wohnumfeld zu schaffen. Es muss eine 
verbesserte Balance zwischen Restriktion und Hilfe hergestellt werden. Der zwingend 
notwendige ordnungspolitische Ansatz ist bewusst nicht Teil dieses Antrages und soll in den 
entsprechenden Gremien behandelt werden.

Beschlussvorschlag

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob in der offenen Drogenszene in der Nordstadt, ein 
mobiler Drogenkonsumraum geschaffen werden kann.

Die Stadt wird beauftragt mit den handelnden Akteuren (z.B. Aidshilfe, Gesundheitsamt, Pur 
e.V.) Gespräche hinsichtlich einer möglichen Realisierung zu führen.

Das Ergebnis der Gespräche ist zusammenzufassen und den Gremien inkl. einer 
Kostenschätzung zur erneuten Beratung vorzulegen.  

Alternativ wird die Stadt zusätzlich beauftragt, mit den handelnden Akteuren (Aidshilfe, 
Gesundheitsamt, Pur e.V.) zu prüfen, ob unter den geänderten Bedingungen für die 
Diamorphinvergabe, diese in der Stadt möglich ist.

Dabei soll auch auf die Erfahrung anderer Kommunen zurückgegriffen werden.

Die Anträge zu TOP 2.2.1 „Druckräume für Heroin-Abhängige“ (CDU-Fraktion), TOP 2.2.2 
„Drogenkonsumraum“ (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und SPD-Fraktion) und TOP 2.2.3 
„Drogenproblematik in der Nordstadt“ (Fraktion FDP/Bürgerliste) lagen dem Ausschuss für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit bereits zu den Sitzungen am 19.09.2017, 21.11.2017 und 15.05.2018 vor. Es 
bestand Einigkeit darüber, die Anträge weiter zu schieben und erst darüber zu beraten, wenn das 
Konzept vorliege.

Durch die Vorlage zu TOP 2.2.5 sind diese Anträge erledigt und wurden von den Fraktionen 
zurückgezogen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus der Sitzung vom 15.05.2018 
zu dem TOP 2.2.4 die Verwaltungsvorlage „Drogenproblematik im öffentlichen Raum –
Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher Sicht“ zur Kenntnisnahme vor sowie zu TOP 2.2.5
die Verwaltungsvorlage „Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder 
Drogenhilfesystems“, über die eine Empfehlung abzugeben ist.

Zu der Vorlage zu TOP 2.2.5 liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den in Dortmund niedergelassenen Ärzten und 
Ärztinnen Gespräche mit der Zielsetzung des Betriebs einer Diamorphinambulanz zu 
führen.  

2. Die geplanten Tagesaufenthalte für Drogenabhängige im Dortmunder Norden werden als 
mittelfristig umzusetzende Maßnahme geplant.

Begründung:
In ihrer Vorlage geht die Verwaltung auf die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in Dortmund 
ein. Die dabei genannte Zahl von ca. 50 schwerstkranken Opiatabhängigen in Dortmund, die 
bei einer Diamorphinbehandlung größere Effekte hinsichtlich der gesundheitlichen und sozialen 
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Stabilisierung im Vergleich zur Methadonbehandlung aufweisen würden, entspricht der 
Größenordnung in anderen Städten mit einer Diamorphin-Vergabe. 
Die Verwaltung weist zusätzlich darauf hin, dass niedergelassene Ärztinnen und Ärzte wie z.B. 
in Düsseldorf die Möglichkeit haben, unter definierten Rahmenbedingungen die Substitution mit 
Diamorphin durchzuführen, die seit 2010 zum Leistungsspektrum der gesetzlichen 
Krankenkassen gehört. Da das Gesundheitsamt grundsätzlich keine Leistungen der GKV 
anbietet, kommt es daher laut Verwaltung als Träger einer Diamorphinambulanz in Dortmund 
nicht in Betracht. 
Um trotzdem die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in Dortmund zu prüfen und möglichst 
umzusetzen, sollte das Gesundheitsamt koordinierend Gespräche mit den niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten führen. 

In der Vorlage “Drogenproblematik im öffentlichen Raum - Sachstandsbericht aus 
ordnungsbehördlicher Sicht“ stellt die Verwaltung fest, dass  insbesondere in der Dortmunder 
Nordstadt „ohne jede Scheu weiche und harte Drogen, vielfach auch offen und öffentlich
wahrnehmbar konsumiert und gehandelt werden, also nicht nur in oder aus Wohnungen heraus 
oder an anderen entlegenen Örtlichkeiten und im Schutze der Dunkelheit, sondern auch 
tagsüber und mitten auf dem Spielplatz, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in Grünanlagen 
oder in Hauseingängen.“
Um diese Situation zu entspannen und drogenabhängige Menschen stärker aus dem 
öffentlichen Raum herauszuführen, schlägt die Verwaltung im vorliegenden Konzept vor, 
geeignete Tagesaufenthalte für Drogenabhängige (analog Cafe Berta) im Dortmunder Norden 
einzuführen. Diese sollten allerdings nicht – wie im Konzept – als langfristige, sondern aufgrund 
der zugespitzten Situation zumindest als mittelfristige Maßnahme umgesetzt werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der CDU-
Fraktion vom 30.05.2018 vor:

die CDU-Fraktion bittet um Beratung und Abstimmung des folgenden Antrags:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer weiteren 
Stelle im Rahmen der Suchtprävention. Diese weitere Stelle, die bei der DROBS angesiedelt 
werden sollte, soll die Arbeit der bereits ausgeführten Prävention an weiterführenden Schulen 
unterstützen.

Darüber hinaus wird der Passus in der Vorlage unter Punkt 6 „Evaluation“, letzter Absatz, wie 
folgt geändert:

Dieses Vorgehen muss durch qualitative Interviews mit Vertreter*innen der Helferseite, 
Ordnungsseite, Betroffenen und Personen aus dem Umfeld ergänzt werden.

Begründung

Mit dem Programm „Klasse 2000“ und einer eventuellen Ausweitung werden Kinder im 
Grundschulalter erreicht. Die Drogenberatungsstelle DROBS leistet jetzt schon präventive 
Arbeit auch an weiterführenden Schulen. Bei der Vielzahl an weiterführenden Schulen und der 
geringen Anzahl an Präventionsstellen ist dies aber kaum im vollen Umfang leistbar. Die 
Aufstockung um mindestens eine Stelle bei der präventiven Arbeit an Schulen trägt dazu bei, 
eine noch größere Gruppe Jugendlicher zu erreichen.

Bei einer Evaluation anhand von regelmäßigen Vernetzungsgesprächen könnten nicht nur, 
sondern müssen auch Vertreter der Helfer- und Ordnungsseite, Betroffene und Personen aus 
dem Umfeld anwesend sein, um aus den Ergebnissen effektive Lösungen bzw. 
Lösungsansätze zu erarbeiten.

Außerdem liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ein weiterer Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vom 05.06.2018 vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:
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Die Verwaltung wird aufgefordert, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für 
Drogenabhängige in der Nordstadt als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. 

Begründung:
Die Verwaltung lehnt in ihrem Konzept jegliche Möglichkeit ab, in der Nordstadt Drogen in 
einem zusätzlichen geschützten Raum außerhalb der Öffentlichkeit zu konsumieren. Dabei hat 
das Ordnungsamt klar beschrieben, wie die momentane Situation aussieht: Auf Spielplätzen, 
auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in Hauseingängen werden weiche 
und harte Drogen konsumiert und gehandelt. Ordnungspolitische Maßnahmen alleine werden 
dieses Problem nicht lösen. Und auch der bereits vorhandene Drogenkonsumraum am 
Eisenmarkt wird von vielen Abhängigen der Nordstadt nicht genutzt. Die Bewohner*innen der 
Nordstadt haben aber zu Recht die Erwartung, dass die Szene ihre Drogen nicht vor oder in 
ihren Hauseingängen konsumiert. Die neuen geplanten Tagesaufenthalte für drogenabhängige 
Menschen sind grundsätzlich zu begrüßen. Ohne eine Konsummöglichkeit ist allerdings zu 
befürchten, dass sich damit der Konsum und die Verelendung vieler Drogenabhängiger auf den 
Straßen und Plätzen fortsetzen werden. Einer der neuen Tagesaufenthalte sollte deshalb als 
„Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch- und Konsummöglichkeiten ausgestattet werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-Fraktion
vom 06.06.2018 vor: 

die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung und 
Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der Verwaltungsvorlage: 

Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist ein 
Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem Haushaltsplan 
2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe ein Personenkreis 
ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch (SGB) erfasst wird, soll die 
Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen Leistungen aufzeigen und mögliche 
Kosten hierfür beziffern. 
Begründung: 
Wie in der Vorlage ausgeführt, sollen im Rahmen von aufsuchender Sozialarbeit bulgarisch und 
rumänisch sprechende Streetworker Kontakte zu Problemgruppen aufnehmen, um diese 
Personengruppen aufzuklären und die derzeitige Situation zu verbessern. Eine genaue Analyse 
des Personenkreises ermöglicht die Erarbeitung eines zielgruppenorientierten Konzeptes. 

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen Ambulanz 
zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur Schwangerschaftsverhütung in 
der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem 
laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 
fortzuschreiben. 
Begründung:
Mit der Übernahme der Kosten für die Schwangerschaftsverhütung kann eine mögliche soziale 
Verelendung der betroffenen Frauen verhindert werden. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept zuständigkeitshalber an 
den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zur Kenntnis zu 
geben. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit unter TOP 2.2.6 die Bitte um 
Stellungnahme der Fraktion FDP/Bürgerliste vor sowie dazu die Stellungnahme der Verwaltung.
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Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit nimmt den Sachstandsbericht der Ord-
nungsverwaltung zur Drogenproblematik im öffentlichen Raum (TOP 2.2.4) zur Kenntnis. 

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) schlägt zum Thema Diamorphin-Abgabe zum Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) vor, dass das Thema 
auf die nächste Tagesordnung der Gesundheitskonferenz genommen werden soll und Herr Dr. 
Renken in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit darüber 
berichten könne.
Herr Langhorst (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) ist mit dieser Vorgehensweise einverstanden. Herr 
Dr. Renken (Leiter Gesundheitsamt) sagt die Berichterstattung zu. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit lehnt den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste ab.

Ebenso lehnt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit den Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E4) mehrheitlich gegen die Stimmen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste ab.

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) ändert mündlich den Antrag ihrer Fraktion wie folgt:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer weiteren Stelle für 
die präventive Arbeit für weiterführende Schulen.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die Stimme der 
Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion FDP/Bürgerliste und 
der Fraktion Die LINKE & PIRATEN diesen geänderten Antrag der CDU-Fraktion (TOP 2.2.5, 
Drucksache-Nr. 10959-18-E2):

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die Stimme der 
Fraktion AfD folgenden Antrag der SPD-Fraktion (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr.: 10959-18-E5) 

Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist ein 
Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem Haushaltsplan 
2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe ein Personenkreis 
ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch (SGB) erfasst wird, soll die 
Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen Leistungen aufzeigen und mögliche 
Kosten hierfür beziffern. 

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen Ambulanz 
zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur Schwangerschaftsverhütung in 
der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem 
laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 
fortzuschreiben. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept zuständigkeitshalber an 
den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie zur Kenntnis zu 
geben. 

Unter Berücksichtigung der beschlossenen Anträge der CDU-Fraktion und der SPD-Fraktion 
empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit dem Rat der Stadt Dortmund 
mehrheitlich bei Enthaltung der Fraktion AfD folgenden Beschluss zu fassen: 

Beschluss: 
Der Rat der Stadt Dortmund nimmt den Bericht des Gesundheitsamtes zur konzeptionellen 
Weiterentwicklung der Drogenhilfe zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung zur Umsetzung der 
unter Punkt 5 genannten Maßnahmen eine detaillierte Zeit- und Kostenplanung zu erarbeiten.



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  21.06.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Innenstadt-Ost 19.06.2018 öffentlich

zu TOP 10.2
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Kenntnisnahme
(Drucksache Nr.: 10959-18)

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost nimmt den Bericht des Gesundheitsamtes zur 
konzeptionellen Weiterentwicklung der Drogenhilfe zur Kenntnis und regt an, dass einer der 
geplanten Tagesaufenthalte mit Wasch- und Konsummöglichkeiten ausgestattet werden soll. 
Zudem ist der Konsumraum am Eisenmarkt völlig überlastet und die neu geplanten 
Tagesaufenthalte sollen so schnell wie möglich realisiert werden. 



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  26.06.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Hombruch 26.06.2018 öffentlich

zu TOP 10.1
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
- Vorlage des Gesundheitsamtes vom 08.05.2018 -
Kenntnisnahme
(Drucksache Nr.: 10959-18)

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Die Fraktion begrüßt die konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogensystems. 
Für die aktuelle Drogensituation, wie sie sich insbesondere in der Dortmunder Nordstadt 
darstellt, sind nach Meinung der Fraktion noch weitere Hilfen notwendig. Daher fordert die 
Fraktion, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für Drogenabhängige mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. Dies könnte helfen, den Drogenkonsum auf 
den Straßen und Plätzen der Nordstadt zu reduzieren und die Verelendung vieler 
Drogenabhängiger zu stoppen“.

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Gesundheitsamtes vom 08.05.2018 
zur Kenntnis. Sie bittet den Rat der Stadt Dortmund einstimmig, den oben aufgeführten 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.
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Erstellt am:  26.06.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Hombruch 26.06.2018 öffentlich

zu TOP 10.1
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
- Vorlage des Gesundheitsamtes vom 08.05.2018 -
Kenntnisnahme
(Drucksache Nr.: 10959-18)

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Die Fraktion begrüßt die konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogensystems. 
Für die aktuelle Drogensituation, wie sie sich insbesondere in der Dortmunder Nordstadt 
darstellt, sind nach Meinung der Fraktion noch weitere Hilfen notwendig. Daher fordert die 
Fraktion, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für Drogenabhängige mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. Dies könnte helfen, den Drogenkonsum auf 
den Straßen und Plätzen der Nordstadt zu reduzieren und die Verelendung vieler 
Drogenabhängiger zu stoppen“.

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Gesundheitsamtes vom 08.05.2018 
zur Kenntnis. Sie bittet den Rat der Stadt Dortmund einstimmig, den oben aufgeführten 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  27.06.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 27.06.2018 öffentlich

zu TOP 11.3
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Kenntnisnahme
(Drucksache Nr.: 10959-18)

Nachfolgender Antrag der Fraktion Die Linke & Piraten wird vom Antragsteller 
zurückgezogen:

Die Verwaltung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit den Akteuren
Möglichkeiten der Hilfe für schwer drogenabhängige Prostituierte zu suchen. Ziel soll 
sein, Gefängnisaufenthalte, soweit die zur Last gelegten Straftaten offenkundig 
Ausdruck der multiplen Problematik der Beschuldigten sind, künftig zu vermeiden.

Begründung:

Im Papier über die Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder
Drogenhilfesystems werden Möglichkeiten der Verstärkung der bisher durchaus zu
verzeichnenden positiven Ergebnisse der Drogenhilfe dargelegt.

Wie der beigefügte Auszug aus einer nicht genehmigten Niederschrift zeigt, hat sich
der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit dieses Themas in kontroverser
Weise angenommen. Zu Punkt 4.4.1 „Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um
sprachkompetente, genderakzeptierte Sozialarbeit“ wurde beschlossen, „vor der
Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche, zielgruppenorientierte Bedarfe zu
ermitteln.“- Dieser Beschluss zielt offenbar auf die Gruppe der südosteuropäischen
Drogenabhängigen. Nicht in den Fokus gelangt die äußerst hilfebedürftige Gruppe
der schwer drogenabhängigen Prostituierten.

Nachfolgender nach Diskussion redaktionell geänderter Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache Nr. 10959-18-E7) liegt der 
Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vor:

Die Verwaltung wird aufgefordert, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für 
Drogenabhängige in der Nordstadt im Dortmunder Norden als „Tagesaufenthalt plus“ mit 
Wasch- und Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. 

Begründung: 

Die Verwaltung lehnt in ihrem Konzept jegliche Möglichkeit ab, in der Nordstadt Drogen 
in einem zusätzlichen geschützten Raum außerhalb der Öffentlichkeit zu konsumieren. 
Da-bei hat das Ordnungsamt klar beschrieben, wie die momentane Situation aussieht: 
Auf Spielplätzen, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in 
Hauseingängen werden weiche und harte Drogen konsumiert und gehandelt. 
Ordnungspolitische Maßnahmen alleine werden dieses Problem nicht lösen. Und auch 
der bereits vorhandene Drogenkonsumraum am Eisenmarkt wird von vielen Abhängigen 



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

der Nordstadt nicht genutzt. Die Bewohner*innen der Nordstadt haben aber zu Recht die 
Erwartung, dass die Szene ihre Drogen nicht vor oder in ihren Hauseingängen 
konsumiert. Die neuen geplanten Tagesaufenthalte für drogenabhängige Menschen sind 
grundsätzlich zu begrüßen. Ohne eine Konsummöglichkeit ist allerdings zu befürchten, 
dass sich damit der Konsum und die Verelendung vieler Drogenabhängiger auf den
Straßen und Plätzen fortsetzen werden. Einer der neuen Tagesaufenthalte sollte deshalb 
als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch- und Konsummöglichkeiten ausgestattet werden.

Der Antrag wird bei 4 Ja-Stimmen (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Fraktion Die 
Linke & Piraten) und 10 Gegenstimmen (SPD-Fraktion, CDU-Fraktion, Herr 
Borchardt/Die Rechte) mehrheitlich abgelehnt.

Weiterhin liegt der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord folgender Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache Nr. 10959-18-E8) vor:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den in Dortmund niedergelassenen Ärzten 
und Ärztinnen Gespräche mit der Zielsetzung des Betriebs einer 
Diamorphinambulanz zu führen. 

2. Die geplanten Tagesaufenthalte für Drogenabhängige im Dortmunder Norden 
werden als mittelfristig umzusetzende Maßnahme geplant. 

Begründung: 

In ihrer Vorlage geht die Verwaltung auf die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in 
Dortmund ein. Die dabei genannte Zahl von ca. 50 schwerstkranken Opiatabhängigen in 
Dortmund, die bei einer Diamorphinbehandlung größere Effekte hinsichtlich der gesund-
heitlichen und sozialen Stabilisierung im Vergleich zur Methadonbehandlung aufweisen 
würden, entspricht der Größenordnung in anderen Städten mit einer Diamorphin-
Vergabe. 

Die Verwaltung weist zusätzlich darauf hin, dass niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 
wie z.B. in Düsseldorf die Möglichkeit haben, unter definierten Rahmenbedingungen die 
Substitution mit Diamorphin durchzuführen, die seit 2010 zum Leistungsspektrum der 
gesetzlichen Krankenkassen gehört. Da das Gesundheitsamt grundsätzlich keine 
Leistungen der GKV anbietet, kommt es daher laut Verwaltung als Träger einer 
Diamorphinambulanz in Dortmund nicht in Betracht. 

Um trotzdem die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in Dortmund zu prüfen und
möglichst umzusetzen, sollte das Gesundheitsamt koordinierend Gespräche mit den 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten führen. 

In der Vorlage “Drogenproblematik im öffentlichen Raum - Sachstandsbericht aus 
ordnungsbehördlicher Sicht“ stellt die Verwaltung fest, dass insbesondere in der 
Dortmunder Nordstadt „ohne jede Scheu weiche und harte Drogen, vielfach auch offen 
und öffentlich wahrnehmbar konsumiert und gehandelt werden, also nicht nur in oder aus 
Wohnungen heraus oder an anderen entlegenen Örtlichkeiten und im Schutze der 
Dunkelheit, sondern auch tagsüber und mitten auf dem Spielplatz, auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in Hauseingängen.“ 

Um diese Situation zu entspannen und drogenabhängige Menschen stärker aus dem 
öffentlichen Raum herauszuführen, schlägt die Verwaltung im vorliegenden Konzept vor, 
geeignete Tagesaufenthalte für Drogenabhängige (analog Café Berta) im Dortmunder 
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Norden einzuführen. Diese sollten allerdings nicht – wie im Konzept – als langfristige, 
sondern aufgrund der zugespitzten Situation zumindest als mittelfristige Maßnahme 
umgesetzt werden. 

Es herrscht Konsens darüber, über die Punkte 1 und 2 des Antrages einzeln 
abzustimmen:

Punkt 1: Bei 9 Ja-Stimmen (SPD-Fraktion, Fraktion Die Linke & Piraten, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und Herrn Borchardt/Die Rechte) und 4 
Enthaltungen (CDU-Fraktion und Herr Bezirksbürgermeister Dr. Jörder) 
einstimmig beschlossen.

Punkt 2: Bei 4 Ja-Stimmen (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Fraktion Die 
Linke & Piraten) und 9 Gegenstimmen (SPD-Fraktion, CDU-Fraktion, 
Herr Borchardt/Die Rechte) mehrheitlich abgelehnt.

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord nimmt den Bericht des Gesundheitsamtes zur 
konzeptionellen Weiterentwicklung der Drogenhilfe zur Kenntnis und beauftragt die 
Verwaltung zur Umsetzung der unter Punkt 5 genannten Maßnahmen unter 
Berücksichtigung des Punktes 1 des Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
(Drucksache Nr. 10959-18-E8) eine detaillierte Zeit- und Kostenplanung zu 
erarbeiten.

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord nimmt die Empfehlung des Ausschusses für 
Soziales, Arbeit und Gesundheit vom 07.06.2018 zur Kenntnis.



Erstellt am:  06.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und 
Liegenschaften

05.07.2018 öffentlich

zu TOP 6.4
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Kenntnisnahme
(Drucksache Nr.: 10959-18)

Dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften liegt folgende Empfehlung des 
Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus seiner Sitzung am 07.06.2018 vor:

zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10959-18)

zu TOP 2.2.1
Druckräume für Heroin-Abhängige
Vorschlag zur TO (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17-E1)

zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Vorschlag zur TO (Fraktion B'90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E1)
zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (SPD-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E2)

zu TOP 2.2.3
Drogenpolitik in der Nordstadt
Vorschlag zur TO (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17-E1)

zu TOP 2.2.4
Drogenpolitik im öffentlichen Raum – Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher 
Sicht
Kenntnisnahme
(Drucksache-Nr. 10792-18)

zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache-Nr. 10959-18)

zu TOP 2.2.6
Drogenproblematik im öffentlichen Raum
Stellungnahme zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache-Nr. 10994-18-E1)



Stellungnahme der Verwaltung
(Drucksache-Nr. 10994-18-E2)

Die Tagesordnungspunkte TOP 2.2.1, TOP 2.2.2, TOP 2.2.3, TOP 2.2.4, TOP 2.2.5 und der 
TOP 2.2.6 werden unter dem Oberpunkt TOP 2.2 zusammen behandelt. 

Zu Beginn berichtet Herr Siebert (Gesundheitsamt) anhand einer Präsentation (Anlage 2) 
zum Thema Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems.

Dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit liegen folgende Anträge vor: 

Zu TOP 2.2.1
Antrag der CDU-Fraktion - Druckräume für Heroin-Abhängige
(Drucksache-Nr.: 08768-17-E1)

die CDU-Fraktion stellt zum genannten Tagesordnungspunkt folgenden Antrag und 
bittet um Beratung und Beschlussfassung:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beauftragt die Verwaltung, ein 
gesamtstädtisches Konzept zu der allgemeinen Drogenproblematik hinsichtlich des 
Drogenkonsums im öffentlichen Raum, des Drogenverkaufs und möglicher
Konsumräume zu erstellen.

Das Konzept und mögliche Einzelmaßnahmen sind dem o. g. Ausschuss vorzustellen.

Die Verwaltung möge bei der Konzepterstellung zum einen die Lage von 
heroinabhängigen Frauen, die sich zwecks Geldbeschaffung prostituieren müssen, 
gesondert erfassen und darstellen, zum anderen ist die Situation nicht 
krankenversicherter Drogenabhängiger zu beachten. Diese Personenkreise sind einzeln 
zu betrachten, weil sie wegen verschiedener zusätzlicher Problemlagen ausgesprochen 
gefährdet sind.

Begründung

Aufgrund der positiven und anhaltenden Sanierung und Modernisierung der 
sogenannten Problemhäuser in Dortmund wird den drogenabhängigen Menschen ein 
Teil Ihrer Rückzugsmöglichkeiten genommen, so dass vermehrt der Drogenkonsum in 
den öffentlichen Raum verschoben wird. 

Um die Situation des öffentlichen Drogenkonsums zukünftig wieder einzugrenzen, ist es 
wichtig, ein ganzheitliches Konzept zur allgemeinen Drogenproblematik mit all ihren 
Randerscheinungen für Dortmund zu entwickeln. Themen wie medizinische 
Versorgung, Beratung und Konsumvorgänge können nicht durch schnelle 
Einzelmaßnahmen zu einem dauerhaften Erfolg führen und müssen mit allen beteiligten 
Akteuren zukunftsfähig diskutiert werden.

Zu TOP 2.2.2
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E1)

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung legt in Abstimmung mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren 
sowie mit dem Ordnungsdezernat einen Sachstandsbericht und eine 
Einschätzung hinsichtlich der Notwendigkeit eines oder mehrerer zusätzlicher  
Drogenkonsumräume vor.

2. Die Verwaltung aktualisiert mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren sowie der 
Mitternachtsmission die Vorlage und Einschätzung zur Vergabe von Diamorphin 
aus November 2014 (Drucksache Nr.: 13714-14-E3).
Der Bericht wird dem Ausschuss vorgelegt. 



Begründung:
Der Presse waren Überlegungen der Ordnungsdezernentin hinsichtlich eines weiteren 
Drogenkonsumraums in der Nordstadt zu entnehmen. Unklar geblieben ist dabei, ob die 
Ordnungsdezernentin ihren Vorstoß mit der Sozialdezernentin abgeklärt hatte. 

Die Notwendigkeit eines weiteren Konsumraums ist in den letzten Jahren immer wieder 
diskutiert, aber genauso oft vor allem wegen der sensiblen Frage eines möglichen 
Standorts verworfen worden. Der letzte Jahresbericht der Verwaltung zur Situation in 
der Nordstadt macht deutlich, dass der öffentliche Drogenhandel und -konsum 
zugenommen hat. Laut Bericht werden weiche und harte Drogen vielfach offen 
wahrnehmbar konsumiert und gehandelt – auch tagsüber und mitten auf dem 
Spielplatz, auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder in Grünanlagen. Bewohner*innen 
und Geschäftsleute aus der Nordstadt haben deshalb in der Vergangenheit  mehrfach 
auch eine legale Abgabe von harten Drogen unter ärztlicher Aufsicht gefordert, um die 
Situation in einigen Bereichen der Nordstadt zu entspannen. Erfahrungen in anderen 
Städten zeigen, dass das auch funktionieren kann – mit positiven Auswirkungen für die 
Schwerstabhängigen sowie für die betroffenen Stadtteile. 

Deshalb sollte die Diskussion über einen zusätzlichen Drogenkonsumraum verknüpft 
werden mit Überlegungen zu einem Diamorphin-Programm unter anderem für die 
hochgradig drogenabhängigen Frauen, die seit Jahren und ohne Perspektive in der 
Nordstadt der Prostitution nachgehen. Dabei handelt es sich um eine Gruppe von 
insgesamt ca. 80 Frauen, von denen nach Aussage der Verwaltung regelmäßig bis zu 
35 auf den Straßen anzutreffen sind und die über diesen Weg ihre Sucht finanzieren. 
Viele von ihnen befinden sich in einer schwierigen gesundheitlichen Situation, die sich 
durch den hohen Kontrolldruck nach der Schließung des Straßenstrichs erheblich 
verschärft hat. Auch Strafverfahren und Freiheitsstrafen führen in der Regel jedoch 
nicht zu einem Ausstieg aus Prostitution und Sucht. 

Der Antrag der GRÜNEN Fraktion zur Erstellung eines Konzeptes zur 
diamorphingestützten Substitutionsbehandlung wurde zuletzt im November 2014 im 
Ausschuss abgelehnt. Die Situation insbesondere für die betroffenen Menschen hat 
sich seitdem nicht verbessert. 

zu TOP 2.2.2
Antrag der SPD-Fraktion - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E2)

Dortmund verfügt über ein vielfältiges und aufeinander abgestimmtes 
Drogenhilfesystem. 
Mit einer Mischung aus präventiven Maßnahmen und dem Angebot von 
niedrigschwelligen Hilfen soll der Verfestigung von offenen Drogenszenen 
entgegengewirkt werden. So gibt es verschiedene, auf die einzelnen Szenen 
abgestimmte, Hilfe- und Anlaufstellen wie das Café Kick. Auch ein gut vernetztes 
Suchthilfesystem existiert in Dortmund bereits. Neben einer 
Jugendsuchtberatungsstelle gibt es in Dortmund auch ein betreutes Wohnen für 
Suchtkranke und mehr als 1500 Plätze für die Methadonsubstitution. Auch der 
Drogenkonsumraum hat in diesem Hilfesystem seinen festen integrierten Platz. 
Gerade in der Nordstadt hat sich bis heute ein vielfältiges Angebot in der Drogenhilfe 
etabliert. In der Nordstadt befinden sich zum Beispiel die Alkoholberatungsstelle des 
Diakonischen Werkes, eine zentrale Beratungsstelle für Wohnungslose, „Passgenau“ 
und die Beratungsstelle Nord des Sozialpsychiatrischen Dienstes. Bevor in die hier 
gewachsenen Strukturen ein zusätzlicher Drogenkonsumraum gesetzt werden soll, 
müssen zwingend die Vor- und Nachteile eines weiteren Drogenkonsumraums 
abgewogen werden. Zusätzlich muss beleuchtet werden, wer überhaupt von einer 
solchen Einrichtung erreicht werden kann. Zunächst sollte im zuständigen 
Sozialausschuss eine fachpolitische Auseinandersetzung mit dem bestehenden System 
und möglichen Lücken geführt werden.
Vor diesem Hintergrund stellt die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit folgenden Antrag zur Beratung und Beschlussfassung:



Der Soziausschuss beauftragt die Verwaltung, alle relevanten Akteure in den 
Ausschuss einzuladen und eine eingehende fachpolitische Debatte zu dieser Thematik, 
inklusive Begehungen des Ausschusses vor Ort, zu organisieren.
Der Sozialausschuss verschiebt daher bis auf Weiteres eine mögliche 
Beschlussfassung über zusätzliche Drogenkonsumräume in der Stadt. 

zu TOP 2.2.3
Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste – Drogenpolitik in der Nordstadt
(Drucksache-Nr. 08841-17)

die Fraktion FDP/Bürgerliste bittet um Beratung und Beschlussfassung des folgenden 
Antrags:

Durch die Übernahme und Sanierung der sogenannten Problemhäuser in der 
Nordstadt, hat sich die offene Drogenszene verlagert und wird deutlich sichtbarer. 
Anwohner klagen über Drogenkonsum auf offener Straße und liegengebliebene 
Spritzbestecke.

Aus diesem Grund benötigen wir einen neuen drogenpolitischen Ansatz, um die 
drogenabhängigen Menschen mit einem sehr niederschwelligen Angebot zu erreichen 
und gleichzeitig für die dort lebenden Bürger ein sicheres Wohnumfeld zu schaffen. Es 
muss eine verbesserte Balance zwischen Restriktion und Hilfe hergestellt werden. Der 
zwingend notwendige ordnungspolitische Ansatz ist bewusst nicht Teil dieses Antrages 
und soll in den entsprechenden Gremien behandelt werden.

Beschlussvorschlag

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob in der offenen Drogenszene in der 
Nordstadt, ein mobiler Drogenkonsumraum geschaffen werden kann.

Die Stadt wird beauftragt mit den handelnden Akteuren (z.B. Aidshilfe, Gesundheitsamt, 
Pur e.V.) Gespräche hinsichtlich einer möglichen Realisierung zu führen.

Das Ergebnis der Gespräche ist zusammenzufassen und den Gremien inkl. einer 
Kostenschätzung zur erneuten Beratung vorzulegen.  

Alternativ wird die Stadt zusätzlich beauftragt, mit den handelnden Akteuren (Aidshilfe, 
Gesundheitsamt, Pur e.V.) zu prüfen, ob unter den geänderten Bedingungen für die 
Diamorphinvergabe, diese in der Stadt möglich ist.

Dabei soll auch auf die Erfahrung anderer Kommunen zurückgegriffen werden.

Die Anträge zu TOP 2.2.1 „Druckräume für Heroin-Abhängige“ (CDU-Fraktion), TOP 2.2.2 
„Drogenkonsumraum“ (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und SPD-Fraktion) und TOP 2.2.3 
„Drogenproblematik in der Nordstadt“ (Fraktion FDP/Bürgerliste) lagen dem Ausschuss für 
Soziales, Arbeit und Gesundheit bereits zu den Sitzungen am 19.09.2017, 21.11.2017 und 
15.05.2018 vor. Es bestand Einigkeit darüber, die Anträge weiter zu schieben und erst 
darüber zu beraten, wenn das Konzept vorliege.

Durch die Vorlage zu TOP 2.2.5 sind diese Anträge erledigt und wurden von den Fraktionen 
zurückgezogen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus der Sitzung vom 
15.05.2018 zu dem TOP 2.2.4 die Verwaltungsvorlage „Drogenproblematik im öffentlichen 
Raum – Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher Sicht“ zur Kenntnisnahme vor 
sowie zu TOP 2.2.5 die Verwaltungsvorlage „Konzeptionelle Weiterentwicklung des 
Dortmunder Drogenhilfesystems“, über die eine Empfehlung abzugeben ist.



Zu der Vorlage zu TOP 2.2.5 liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den in Dortmund niedergelassenen Ärzten 
und Ärztinnen Gespräche mit der Zielsetzung des Betriebs einer 
Diamorphinambulanz zu führen.  

2. Die geplanten Tagesaufenthalte für Drogenabhängige im Dortmunder Norden 
werden als mittelfristig umzusetzende Maßnahme geplant.

Begründung:
In ihrer Vorlage geht die Verwaltung auf die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in 
Dortmund ein. Die dabei genannte Zahl von ca. 50 schwerstkranken Opiatabhängigen 
in Dortmund, die bei einer Diamorphinbehandlung größere Effekte hinsichtlich der 
gesundheitlichen und sozialen Stabilisierung im Vergleich zur Methadonbehandlung 
aufweisen würden, entspricht der Größenordnung in anderen Städten mit einer 
Diamorphin-Vergabe. 
Die Verwaltung weist zusätzlich darauf hin, dass niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 
wie z.B. in Düsseldorf die Möglichkeit haben, unter definierten Rahmenbedingungen die 
Substitution mit Diamorphin durchzuführen, die seit 2010 zum Leistungsspektrum der 
gesetzlichen Krankenkassen gehört. Da das Gesundheitsamt grundsätzlich keine 
Leistungen der GKV anbietet, kommt es daher laut Verwaltung als Träger einer 
Diamorphinambulanz in Dortmund nicht in Betracht. 
Um trotzdem die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in Dortmund zu prüfen und 
möglichst umzusetzen, sollte das Gesundheitsamt koordinierend Gespräche mit den 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten führen. 

In der Vorlage “Drogenproblematik im öffentlichen Raum - Sachstandsbericht aus 
ordnungsbehördlicher Sicht“ stellt die Verwaltung fest, dass  insbesondere in der 
Dortmunder Nordstadt „ohne jede Scheu weiche und harte Drogen, vielfach auch offen 
und öffentlich wahrnehmbar konsumiert und gehandelt werden, also nicht nur in oder 
aus Wohnungen heraus oder an anderen entlegenen Örtlichkeiten und im Schutze der 
Dunkelheit, sondern auch tagsüber und mitten auf dem Spielplatz, auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in Hauseingängen.“
Um diese Situation zu entspannen und drogenabhängige Menschen stärker aus dem 
öffentlichen Raum herauszuführen, schlägt die Verwaltung im vorliegenden Konzept 
vor, geeignete Tagesaufenthalte für Drogenabhängige (analog Cafe Berta) im 
Dortmunder Norden einzuführen. Diese sollten allerdings nicht – wie im Konzept – als 
langfristige, sondern aufgrund der zugespitzten Situation zumindest als mittelfristige 
Maßnahme umgesetzt werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der 
CDU-Fraktion vom 30.05.2018 vor:

die CDU-Fraktion bittet um Beratung und Abstimmung des folgenden Antrags:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer 
weiteren Stelle im Rahmen der Suchtprävention. Diese weitere Stelle, die bei der 
DROBS angesiedelt werden sollte, soll die Arbeit der bereits ausgeführten Prävention 
an weiterführenden Schulen unterstützen.

Darüber hinaus wird der Passus in der Vorlage unter Punkt 6 „Evaluation“, letzter 
Absatz, wie folgt geändert:

Dieses Vorgehen muss durch qualitative Interviews mit Vertreter*innen der Helferseite, 
Ordnungsseite, Betroffenen und Personen aus dem Umfeld ergänzt werden.

Begründung



Mit dem Programm „Klasse 2000“ und einer eventuellen Ausweitung werden Kinder im 
Grundschulalter erreicht. Die Drogenberatungsstelle DROBS leistet jetzt schon 
präventive Arbeit auch an weiterführenden Schulen. Bei der Vielzahl an 
weiterführenden Schulen und der geringen Anzahl an Präventionsstellen ist dies aber 
kaum im vollen Umfang leistbar. Die Aufstockung um mindestens eine Stelle bei der 
präventiven Arbeit an Schulen trägt dazu bei, eine noch größere Gruppe Jugendlicher 
zu erreichen.

Bei einer Evaluation anhand von regelmäßigen Vernetzungsgesprächen könnten nicht 
nur, sondern müssen auch Vertreter der Helfer- und Ordnungsseite, Betroffene und 
Personen aus dem Umfeld anwesend sein, um aus den Ergebnissen effektive 
Lösungen bzw. Lösungsansätze zu erarbeiten.

Außerdem liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ein weiterer Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 05.06.2018 vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

Die Verwaltung wird aufgefordert, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für 
Drogenabhängige in der Nordstadt als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. 

Begründung:
Die Verwaltung lehnt in ihrem Konzept jegliche Möglichkeit ab, in der Nordstadt Drogen 
in einem zusätzlichen geschützten Raum außerhalb der Öffentlichkeit zu konsumieren. 
Dabei hat das Ordnungsamt klar beschrieben, wie die momentane Situation aussieht: 
Auf Spielplätzen, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in 
Hauseingängen werden weiche und harte Drogen konsumiert und gehandelt. 
Ordnungspolitische Maßnahmen alleine werden dieses Problem nicht lösen. Und auch 
der bereits vorhandene Drogenkonsumraum am Eisenmarkt wird von vielen 
Abhängigen der Nordstadt nicht genutzt. Die Bewohner*innen der Nordstadt haben aber 
zu Recht die Erwartung, dass die Szene ihre Drogen nicht vor oder in ihren 
Hauseingängen konsumiert. Die neuen geplanten Tagesaufenthalte für 
drogenabhängige Menschen sind grundsätzlich zu begrüßen. Ohne eine 
Konsummöglichkeit ist allerdings zu befürchten, dass sich damit der Konsum und die 
Verelendung vieler Drogenabhängiger auf den Straßen und Plätzen fortsetzen werden. 
Einer der neuen Tagesaufenthalte sollte deshalb als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch-
und Konsummöglichkeiten ausgestattet werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-
Fraktion vom 06.06.2018 vor: 

die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung 
und Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der 
Verwaltungsvorlage: 

Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist 
ein Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem 
Haushaltsplan 2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe 
ein Personenkreis ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch 
(SGB) erfasst wird, soll die Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen 
Leistungen aufzeigen und mögliche Kosten hierfür beziffern. 
Begründung: 
Wie in der Vorlage ausgeführt, sollen im Rahmen von aufsuchender Sozialarbeit 
bulgarisch und rumänisch sprechende Streetworker Kontakte zu Problemgruppen 



aufnehmen, um diese Personengruppen aufzuklären und die derzeitige Situation zu 
verbessern. Eine genaue Analyse des Personenkreises ermöglicht die Erarbeitung 
eines zielgruppenorientierten Konzeptes. 

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen 
Ambulanz zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur 
Schwangerschaftsverhütung in der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort 
anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu 
finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 fortzuschreiben. 
Begründung: 
Mit der Übernahme der Kosten für die Schwangerschaftsverhütung kann eine mögliche 
soziale Verelendung der betroffenen Frauen verhindert werden. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept 
zuständigkeitshalber an den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend 
und Familie zur Kenntnis zu geben. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit unter TOP 2.2.6 die Bitte 
um Stellungnahme der Fraktion FDP/Bürgerliste vor sowie dazu die Stellungnahme der 
Verwaltung.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit nimmt den Sachstandsbericht der Ord-
nungsverwaltung zur Drogenproblematik im öffentlichen Raum (TOP 2.2.4) zur Kenntnis. 

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) schlägt zum Thema Diamorphin-Abgabe zum 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) vor, 
dass das Thema auf die nächste Tagesordnung der Gesundheitskonferenz genommen 
werden soll und Herr Dr. Renken in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit darüber berichten könne.
Herr Langhorst (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) ist mit dieser Vorgehensweise 
einverstanden. Herr Dr. Renken (Leiter Gesundheitsamt) sagt die Berichterstattung zu. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit lehnt den Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) mehrheitlich gegen die Stimmen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung 
der Fraktion FDP/Bürgerliste ab.

Ebenso lehnt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E4) mehrheitlich gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei 
Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste ab.

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) ändert mündlich den Antrag ihrer Fraktion wie folgt:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer weiteren 
Stelle für die präventive Arbeit für weiterführende Schulen.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die 
Stimme der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 
FDP/Bürgerliste und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN diesen geänderten Antrag der CDU-
Fraktion (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E2):

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die 
Stimme der Fraktion AfD folgenden Antrag der SPD-Fraktion (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr.: 
10959-18-E5) 



Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist 
ein Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem 
Haushaltsplan 2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe 
ein Personenkreis ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch 
(SGB) erfasst wird, soll die Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen 
Leistungen aufzeigen und mögliche Kosten hierfür beziffern. 

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen 
Ambulanz zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur 
Schwangerschaftsverhütung in der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort 
anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu 
finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 fortzuschreiben. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept 
zuständigkeitshalber an den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend 
und Familie zur Kenntnis zu geben. 

Unter Berücksichtigung der beschlossenen Anträge der CDU-Fraktion und der SPD-
Fraktion empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit dem Rat der Stadt 
Dortmund mehrheitlich bei Enthaltung der Fraktion AfD folgenden Beschluss zu fassen: 

Beschluss: 
Der Rat der Stadt Dortmund nimmt den Bericht des Gesundheitsamtes zur konzeptionellen 
Weiterentwicklung der Drogenhilfe zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung zur Umsetzung 
der unter Punkt 5 genannten Maßnahmen eine detaillierte Zeit- und Kostenplanung zu 
erarbeiten.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften die Empfehlung der 
Bezirksvertretung Hombruch aus ihrer Sitzung am 26.06.2018 vor:

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Die Fraktion begrüßt die konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogensystems. 
Für die aktuelle Drogensituation, wie sie sich insbesondere in der Dortmunder Nordstadt 
darstellt, sind nach Meinung der Fraktion noch weitere Hilfen notwendig. Daher fordert die 
Fraktion, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für Drogenabhängige mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. Dies könnte helfen, den Drogenkonsum auf 
den Straßen und Plätzen der Nordstadt zu reduzieren und die Verelendung vieler 
Drogenabhängiger zu stoppen“.

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Gesundheitsamtes vom 08.05.2018 
zur Kenntnis. Sie bittet den Rat der Stadt Dortmund einstimmig, den oben aufgeführten Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften nimmt die Empfehlung der 
Bezirksvertretung Hombruch zur Kenntnis.



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften nimmt den Bericht des 
Gesundheitsamtes zur konzeptionellen Weiterentwicklung der Drogenhilfe unter Einbeziehung der 
Empfehlung des Ausschusses für Arbeit, Soziales und Gesundheit zur Kenntnis und beauftragt 
die Verwaltung zur Umsetzung der unter Punkt 5 genannten Maßnahmen eine detaillierte Zeit- und 
Kostenplanung zu erarbeiten.



Erstellt am:  06.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und 
Liegenschaften

05.07.2018 öffentlich

zu TOP 6.4
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Kenntnisnahme
(Drucksache Nr.: 10959-18)

Dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften liegt folgende Empfehlung des 
Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus seiner Sitzung am 07.06.2018 vor:

zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10959-18)

zu TOP 2.2.1
Druckräume für Heroin-Abhängige
Vorschlag zur TO (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17-E1)

zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Vorschlag zur TO (Fraktion B'90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E1)
zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (SPD-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E2)

zu TOP 2.2.3
Drogenpolitik in der Nordstadt
Vorschlag zur TO (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17-E1)

zu TOP 2.2.4
Drogenpolitik im öffentlichen Raum – Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher 
Sicht
Kenntnisnahme
(Drucksache-Nr. 10792-18)

zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache-Nr. 10959-18)

zu TOP 2.2.6
Drogenproblematik im öffentlichen Raum
Stellungnahme zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache-Nr. 10994-18-E1)



Stellungnahme der Verwaltung
(Drucksache-Nr. 10994-18-E2)

Die Tagesordnungspunkte TOP 2.2.1, TOP 2.2.2, TOP 2.2.3, TOP 2.2.4, TOP 2.2.5 und der 
TOP 2.2.6 werden unter dem Oberpunkt TOP 2.2 zusammen behandelt. 

Zu Beginn berichtet Herr Siebert (Gesundheitsamt) anhand einer Präsentation (Anlage 2) 
zum Thema Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems.

Dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit liegen folgende Anträge vor: 

Zu TOP 2.2.1
Antrag der CDU-Fraktion - Druckräume für Heroin-Abhängige
(Drucksache-Nr.: 08768-17-E1)

die CDU-Fraktion stellt zum genannten Tagesordnungspunkt folgenden Antrag und 
bittet um Beratung und Beschlussfassung:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beauftragt die Verwaltung, ein 
gesamtstädtisches Konzept zu der allgemeinen Drogenproblematik hinsichtlich des 
Drogenkonsums im öffentlichen Raum, des Drogenverkaufs und möglicher
Konsumräume zu erstellen.

Das Konzept und mögliche Einzelmaßnahmen sind dem o. g. Ausschuss vorzustellen.

Die Verwaltung möge bei der Konzepterstellung zum einen die Lage von 
heroinabhängigen Frauen, die sich zwecks Geldbeschaffung prostituieren müssen, 
gesondert erfassen und darstellen, zum anderen ist die Situation nicht 
krankenversicherter Drogenabhängiger zu beachten. Diese Personenkreise sind einzeln 
zu betrachten, weil sie wegen verschiedener zusätzlicher Problemlagen ausgesprochen 
gefährdet sind.

Begründung

Aufgrund der positiven und anhaltenden Sanierung und Modernisierung der 
sogenannten Problemhäuser in Dortmund wird den drogenabhängigen Menschen ein 
Teil Ihrer Rückzugsmöglichkeiten genommen, so dass vermehrt der Drogenkonsum in 
den öffentlichen Raum verschoben wird. 

Um die Situation des öffentlichen Drogenkonsums zukünftig wieder einzugrenzen, ist es 
wichtig, ein ganzheitliches Konzept zur allgemeinen Drogenproblematik mit all ihren 
Randerscheinungen für Dortmund zu entwickeln. Themen wie medizinische 
Versorgung, Beratung und Konsumvorgänge können nicht durch schnelle 
Einzelmaßnahmen zu einem dauerhaften Erfolg führen und müssen mit allen beteiligten 
Akteuren zukunftsfähig diskutiert werden.

Zu TOP 2.2.2
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E1)

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung legt in Abstimmung mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren 
sowie mit dem Ordnungsdezernat einen Sachstandsbericht und eine 
Einschätzung hinsichtlich der Notwendigkeit eines oder mehrerer zusätzlicher  
Drogenkonsumräume vor.

2. Die Verwaltung aktualisiert mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren sowie der 
Mitternachtsmission die Vorlage und Einschätzung zur Vergabe von Diamorphin 
aus November 2014 (Drucksache Nr.: 13714-14-E3).
Der Bericht wird dem Ausschuss vorgelegt. 



Begründung:
Der Presse waren Überlegungen der Ordnungsdezernentin hinsichtlich eines weiteren 
Drogenkonsumraums in der Nordstadt zu entnehmen. Unklar geblieben ist dabei, ob die 
Ordnungsdezernentin ihren Vorstoß mit der Sozialdezernentin abgeklärt hatte. 

Die Notwendigkeit eines weiteren Konsumraums ist in den letzten Jahren immer wieder 
diskutiert, aber genauso oft vor allem wegen der sensiblen Frage eines möglichen 
Standorts verworfen worden. Der letzte Jahresbericht der Verwaltung zur Situation in 
der Nordstadt macht deutlich, dass der öffentliche Drogenhandel und -konsum 
zugenommen hat. Laut Bericht werden weiche und harte Drogen vielfach offen 
wahrnehmbar konsumiert und gehandelt – auch tagsüber und mitten auf dem 
Spielplatz, auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder in Grünanlagen. Bewohner*innen 
und Geschäftsleute aus der Nordstadt haben deshalb in der Vergangenheit  mehrfach 
auch eine legale Abgabe von harten Drogen unter ärztlicher Aufsicht gefordert, um die 
Situation in einigen Bereichen der Nordstadt zu entspannen. Erfahrungen in anderen 
Städten zeigen, dass das auch funktionieren kann – mit positiven Auswirkungen für die 
Schwerstabhängigen sowie für die betroffenen Stadtteile. 

Deshalb sollte die Diskussion über einen zusätzlichen Drogenkonsumraum verknüpft 
werden mit Überlegungen zu einem Diamorphin-Programm unter anderem für die 
hochgradig drogenabhängigen Frauen, die seit Jahren und ohne Perspektive in der 
Nordstadt der Prostitution nachgehen. Dabei handelt es sich um eine Gruppe von 
insgesamt ca. 80 Frauen, von denen nach Aussage der Verwaltung regelmäßig bis zu 
35 auf den Straßen anzutreffen sind und die über diesen Weg ihre Sucht finanzieren. 
Viele von ihnen befinden sich in einer schwierigen gesundheitlichen Situation, die sich 
durch den hohen Kontrolldruck nach der Schließung des Straßenstrichs erheblich 
verschärft hat. Auch Strafverfahren und Freiheitsstrafen führen in der Regel jedoch 
nicht zu einem Ausstieg aus Prostitution und Sucht. 

Der Antrag der GRÜNEN Fraktion zur Erstellung eines Konzeptes zur 
diamorphingestützten Substitutionsbehandlung wurde zuletzt im November 2014 im 
Ausschuss abgelehnt. Die Situation insbesondere für die betroffenen Menschen hat 
sich seitdem nicht verbessert. 

zu TOP 2.2.2
Antrag der SPD-Fraktion - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E2)

Dortmund verfügt über ein vielfältiges und aufeinander abgestimmtes 
Drogenhilfesystem. 
Mit einer Mischung aus präventiven Maßnahmen und dem Angebot von 
niedrigschwelligen Hilfen soll der Verfestigung von offenen Drogenszenen 
entgegengewirkt werden. So gibt es verschiedene, auf die einzelnen Szenen 
abgestimmte, Hilfe- und Anlaufstellen wie das Café Kick. Auch ein gut vernetztes 
Suchthilfesystem existiert in Dortmund bereits. Neben einer 
Jugendsuchtberatungsstelle gibt es in Dortmund auch ein betreutes Wohnen für 
Suchtkranke und mehr als 1500 Plätze für die Methadonsubstitution. Auch der 
Drogenkonsumraum hat in diesem Hilfesystem seinen festen integrierten Platz. 
Gerade in der Nordstadt hat sich bis heute ein vielfältiges Angebot in der Drogenhilfe 
etabliert. In der Nordstadt befinden sich zum Beispiel die Alkoholberatungsstelle des 
Diakonischen Werkes, eine zentrale Beratungsstelle für Wohnungslose, „Passgenau“ 
und die Beratungsstelle Nord des Sozialpsychiatrischen Dienstes. Bevor in die hier 
gewachsenen Strukturen ein zusätzlicher Drogenkonsumraum gesetzt werden soll, 
müssen zwingend die Vor- und Nachteile eines weiteren Drogenkonsumraums 
abgewogen werden. Zusätzlich muss beleuchtet werden, wer überhaupt von einer 
solchen Einrichtung erreicht werden kann. Zunächst sollte im zuständigen 
Sozialausschuss eine fachpolitische Auseinandersetzung mit dem bestehenden System 
und möglichen Lücken geführt werden.
Vor diesem Hintergrund stellt die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit folgenden Antrag zur Beratung und Beschlussfassung:



Der Soziausschuss beauftragt die Verwaltung, alle relevanten Akteure in den 
Ausschuss einzuladen und eine eingehende fachpolitische Debatte zu dieser Thematik, 
inklusive Begehungen des Ausschusses vor Ort, zu organisieren.
Der Sozialausschuss verschiebt daher bis auf Weiteres eine mögliche 
Beschlussfassung über zusätzliche Drogenkonsumräume in der Stadt. 

zu TOP 2.2.3
Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste – Drogenpolitik in der Nordstadt
(Drucksache-Nr. 08841-17)

die Fraktion FDP/Bürgerliste bittet um Beratung und Beschlussfassung des folgenden 
Antrags:

Durch die Übernahme und Sanierung der sogenannten Problemhäuser in der 
Nordstadt, hat sich die offene Drogenszene verlagert und wird deutlich sichtbarer. 
Anwohner klagen über Drogenkonsum auf offener Straße und liegengebliebene 
Spritzbestecke.

Aus diesem Grund benötigen wir einen neuen drogenpolitischen Ansatz, um die 
drogenabhängigen Menschen mit einem sehr niederschwelligen Angebot zu erreichen 
und gleichzeitig für die dort lebenden Bürger ein sicheres Wohnumfeld zu schaffen. Es 
muss eine verbesserte Balance zwischen Restriktion und Hilfe hergestellt werden. Der 
zwingend notwendige ordnungspolitische Ansatz ist bewusst nicht Teil dieses Antrages 
und soll in den entsprechenden Gremien behandelt werden.

Beschlussvorschlag

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob in der offenen Drogenszene in der 
Nordstadt, ein mobiler Drogenkonsumraum geschaffen werden kann.

Die Stadt wird beauftragt mit den handelnden Akteuren (z.B. Aidshilfe, Gesundheitsamt, 
Pur e.V.) Gespräche hinsichtlich einer möglichen Realisierung zu führen.

Das Ergebnis der Gespräche ist zusammenzufassen und den Gremien inkl. einer 
Kostenschätzung zur erneuten Beratung vorzulegen.  

Alternativ wird die Stadt zusätzlich beauftragt, mit den handelnden Akteuren (Aidshilfe, 
Gesundheitsamt, Pur e.V.) zu prüfen, ob unter den geänderten Bedingungen für die 
Diamorphinvergabe, diese in der Stadt möglich ist.

Dabei soll auch auf die Erfahrung anderer Kommunen zurückgegriffen werden.

Die Anträge zu TOP 2.2.1 „Druckräume für Heroin-Abhängige“ (CDU-Fraktion), TOP 2.2.2 
„Drogenkonsumraum“ (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und SPD-Fraktion) und TOP 2.2.3 
„Drogenproblematik in der Nordstadt“ (Fraktion FDP/Bürgerliste) lagen dem Ausschuss für 
Soziales, Arbeit und Gesundheit bereits zu den Sitzungen am 19.09.2017, 21.11.2017 und 
15.05.2018 vor. Es bestand Einigkeit darüber, die Anträge weiter zu schieben und erst 
darüber zu beraten, wenn das Konzept vorliege.

Durch die Vorlage zu TOP 2.2.5 sind diese Anträge erledigt und wurden von den Fraktionen 
zurückgezogen.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus der Sitzung vom 
15.05.2018 zu dem TOP 2.2.4 die Verwaltungsvorlage „Drogenproblematik im öffentlichen 
Raum – Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher Sicht“ zur Kenntnisnahme vor 
sowie zu TOP 2.2.5 die Verwaltungsvorlage „Konzeptionelle Weiterentwicklung des 
Dortmunder Drogenhilfesystems“, über die eine Empfehlung abzugeben ist.



Zu der Vorlage zu TOP 2.2.5 liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den in Dortmund niedergelassenen Ärzten 
und Ärztinnen Gespräche mit der Zielsetzung des Betriebs einer 
Diamorphinambulanz zu führen.  

2. Die geplanten Tagesaufenthalte für Drogenabhängige im Dortmunder Norden 
werden als mittelfristig umzusetzende Maßnahme geplant.

Begründung:
In ihrer Vorlage geht die Verwaltung auf die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in 
Dortmund ein. Die dabei genannte Zahl von ca. 50 schwerstkranken Opiatabhängigen 
in Dortmund, die bei einer Diamorphinbehandlung größere Effekte hinsichtlich der 
gesundheitlichen und sozialen Stabilisierung im Vergleich zur Methadonbehandlung 
aufweisen würden, entspricht der Größenordnung in anderen Städten mit einer 
Diamorphin-Vergabe. 
Die Verwaltung weist zusätzlich darauf hin, dass niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 
wie z.B. in Düsseldorf die Möglichkeit haben, unter definierten Rahmenbedingungen die 
Substitution mit Diamorphin durchzuführen, die seit 2010 zum Leistungsspektrum der 
gesetzlichen Krankenkassen gehört. Da das Gesundheitsamt grundsätzlich keine 
Leistungen der GKV anbietet, kommt es daher laut Verwaltung als Träger einer 
Diamorphinambulanz in Dortmund nicht in Betracht. 
Um trotzdem die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in Dortmund zu prüfen und 
möglichst umzusetzen, sollte das Gesundheitsamt koordinierend Gespräche mit den 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten führen. 

In der Vorlage “Drogenproblematik im öffentlichen Raum - Sachstandsbericht aus 
ordnungsbehördlicher Sicht“ stellt die Verwaltung fest, dass  insbesondere in der 
Dortmunder Nordstadt „ohne jede Scheu weiche und harte Drogen, vielfach auch offen 
und öffentlich wahrnehmbar konsumiert und gehandelt werden, also nicht nur in oder 
aus Wohnungen heraus oder an anderen entlegenen Örtlichkeiten und im Schutze der 
Dunkelheit, sondern auch tagsüber und mitten auf dem Spielplatz, auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in Hauseingängen.“
Um diese Situation zu entspannen und drogenabhängige Menschen stärker aus dem 
öffentlichen Raum herauszuführen, schlägt die Verwaltung im vorliegenden Konzept 
vor, geeignete Tagesaufenthalte für Drogenabhängige (analog Cafe Berta) im 
Dortmunder Norden einzuführen. Diese sollten allerdings nicht – wie im Konzept – als 
langfristige, sondern aufgrund der zugespitzten Situation zumindest als mittelfristige 
Maßnahme umgesetzt werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der 
CDU-Fraktion vom 30.05.2018 vor:

die CDU-Fraktion bittet um Beratung und Abstimmung des folgenden Antrags:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer 
weiteren Stelle im Rahmen der Suchtprävention. Diese weitere Stelle, die bei der 
DROBS angesiedelt werden sollte, soll die Arbeit der bereits ausgeführten Prävention 
an weiterführenden Schulen unterstützen.

Darüber hinaus wird der Passus in der Vorlage unter Punkt 6 „Evaluation“, letzter 
Absatz, wie folgt geändert:

Dieses Vorgehen muss durch qualitative Interviews mit Vertreter*innen der Helferseite, 
Ordnungsseite, Betroffenen und Personen aus dem Umfeld ergänzt werden.

Begründung



Mit dem Programm „Klasse 2000“ und einer eventuellen Ausweitung werden Kinder im 
Grundschulalter erreicht. Die Drogenberatungsstelle DROBS leistet jetzt schon 
präventive Arbeit auch an weiterführenden Schulen. Bei der Vielzahl an 
weiterführenden Schulen und der geringen Anzahl an Präventionsstellen ist dies aber 
kaum im vollen Umfang leistbar. Die Aufstockung um mindestens eine Stelle bei der 
präventiven Arbeit an Schulen trägt dazu bei, eine noch größere Gruppe Jugendlicher 
zu erreichen.

Bei einer Evaluation anhand von regelmäßigen Vernetzungsgesprächen könnten nicht 
nur, sondern müssen auch Vertreter der Helfer- und Ordnungsseite, Betroffene und 
Personen aus dem Umfeld anwesend sein, um aus den Ergebnissen effektive 
Lösungen bzw. Lösungsansätze zu erarbeiten.

Außerdem liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ein weiterer Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 05.06.2018 vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

Die Verwaltung wird aufgefordert, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für 
Drogenabhängige in der Nordstadt als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. 

Begründung:
Die Verwaltung lehnt in ihrem Konzept jegliche Möglichkeit ab, in der Nordstadt Drogen 
in einem zusätzlichen geschützten Raum außerhalb der Öffentlichkeit zu konsumieren. 
Dabei hat das Ordnungsamt klar beschrieben, wie die momentane Situation aussieht: 
Auf Spielplätzen, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in 
Hauseingängen werden weiche und harte Drogen konsumiert und gehandelt. 
Ordnungspolitische Maßnahmen alleine werden dieses Problem nicht lösen. Und auch 
der bereits vorhandene Drogenkonsumraum am Eisenmarkt wird von vielen 
Abhängigen der Nordstadt nicht genutzt. Die Bewohner*innen der Nordstadt haben aber 
zu Recht die Erwartung, dass die Szene ihre Drogen nicht vor oder in ihren 
Hauseingängen konsumiert. Die neuen geplanten Tagesaufenthalte für 
drogenabhängige Menschen sind grundsätzlich zu begrüßen. Ohne eine 
Konsummöglichkeit ist allerdings zu befürchten, dass sich damit der Konsum und die 
Verelendung vieler Drogenabhängiger auf den Straßen und Plätzen fortsetzen werden. 
Einer der neuen Tagesaufenthalte sollte deshalb als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch-
und Konsummöglichkeiten ausgestattet werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-
Fraktion vom 06.06.2018 vor: 

die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung 
und Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der 
Verwaltungsvorlage: 

Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist 
ein Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem 
Haushaltsplan 2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe 
ein Personenkreis ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch 
(SGB) erfasst wird, soll die Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen 
Leistungen aufzeigen und mögliche Kosten hierfür beziffern. 
Begründung: 
Wie in der Vorlage ausgeführt, sollen im Rahmen von aufsuchender Sozialarbeit 
bulgarisch und rumänisch sprechende Streetworker Kontakte zu Problemgruppen 



aufnehmen, um diese Personengruppen aufzuklären und die derzeitige Situation zu 
verbessern. Eine genaue Analyse des Personenkreises ermöglicht die Erarbeitung 
eines zielgruppenorientierten Konzeptes. 

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen 
Ambulanz zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur 
Schwangerschaftsverhütung in der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort 
anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu 
finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 fortzuschreiben. 
Begründung: 
Mit der Übernahme der Kosten für die Schwangerschaftsverhütung kann eine mögliche 
soziale Verelendung der betroffenen Frauen verhindert werden. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept 
zuständigkeitshalber an den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend 
und Familie zur Kenntnis zu geben. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit unter TOP 2.2.6 die Bitte 
um Stellungnahme der Fraktion FDP/Bürgerliste vor sowie dazu die Stellungnahme der 
Verwaltung.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit nimmt den Sachstandsbericht der Ord-
nungsverwaltung zur Drogenproblematik im öffentlichen Raum (TOP 2.2.4) zur Kenntnis. 

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) schlägt zum Thema Diamorphin-Abgabe zum 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) vor, 
dass das Thema auf die nächste Tagesordnung der Gesundheitskonferenz genommen 
werden soll und Herr Dr. Renken in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit darüber berichten könne.
Herr Langhorst (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) ist mit dieser Vorgehensweise 
einverstanden. Herr Dr. Renken (Leiter Gesundheitsamt) sagt die Berichterstattung zu. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit lehnt den Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) mehrheitlich gegen die Stimmen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung 
der Fraktion FDP/Bürgerliste ab.

Ebenso lehnt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E4) mehrheitlich gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei 
Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste ab.

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) ändert mündlich den Antrag ihrer Fraktion wie folgt:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer weiteren 
Stelle für die präventive Arbeit für weiterführende Schulen.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die 
Stimme der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 
FDP/Bürgerliste und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN diesen geänderten Antrag der CDU-
Fraktion (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E2):

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die 
Stimme der Fraktion AfD folgenden Antrag der SPD-Fraktion (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr.: 
10959-18-E5) 



Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist 
ein Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem 
Haushaltsplan 2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe 
ein Personenkreis ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch 
(SGB) erfasst wird, soll die Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen 
Leistungen aufzeigen und mögliche Kosten hierfür beziffern. 

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen 
Ambulanz zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur 
Schwangerschaftsverhütung in der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort 
anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu 
finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 fortzuschreiben. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept 
zuständigkeitshalber an den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend 
und Familie zur Kenntnis zu geben. 

Unter Berücksichtigung der beschlossenen Anträge der CDU-Fraktion und der SPD-
Fraktion empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit dem Rat der Stadt 
Dortmund mehrheitlich bei Enthaltung der Fraktion AfD folgenden Beschluss zu fassen: 

Beschluss: 
Der Rat der Stadt Dortmund nimmt den Bericht des Gesundheitsamtes zur konzeptionellen 
Weiterentwicklung der Drogenhilfe zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung zur Umsetzung 
der unter Punkt 5 genannten Maßnahmen eine detaillierte Zeit- und Kostenplanung zu 
erarbeiten.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften die Empfehlung der 
Bezirksvertretung Hombruch aus ihrer Sitzung am 26.06.2018 vor:

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Die Fraktion begrüßt die konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogensystems. 
Für die aktuelle Drogensituation, wie sie sich insbesondere in der Dortmunder Nordstadt 
darstellt, sind nach Meinung der Fraktion noch weitere Hilfen notwendig. Daher fordert die 
Fraktion, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für Drogenabhängige mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. Dies könnte helfen, den Drogenkonsum auf 
den Straßen und Plätzen der Nordstadt zu reduzieren und die Verelendung vieler 
Drogenabhängiger zu stoppen“.

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Gesundheitsamtes vom 08.05.2018 
zur Kenntnis. Sie bittet den Rat der Stadt Dortmund einstimmig, den oben aufgeführten Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften nimmt die Empfehlung der 
Bezirksvertretung Hombruch zur Kenntnis.



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften empfiehlt unter Einbeziehung der 
Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit gemäß der 
Verwaltungsvorlage zu verfahren.



Erstellt am:  10.07.2018

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche 
Ordnung, Anregungen und Beschwerden

10.07.2018 öffentlich

zu TOP 4.2
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Kenntnisnahme
(Drucksache Nr.: 10959-18)

Dem Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden liegt folgende 
Empfehlung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften aus der Sitzung 
vom 05.07.2018 vor. 
Die Empfehlung enthält zudem die vorliegenden Empfehlungen des Ausschusses für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit, sowie der Bezirksvertretung Hombruch.

Dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften liegt folgende Empfehlung des 
Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus seiner Sitzung am 07.06.2018 vor:

zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 10959-18)

zu TOP 2.2.1
Druckräume für Heroin-Abhängige
Vorschlag zur TO (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08768-17-E1)

zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Vorschlag zur TO (Fraktion B'90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E1)
zu TOP 2.2.2
Drogenkonsumraum
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (SPD-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 08829-17-E2)

zu TOP 2.2.3
Drogenpolitik in der Nordstadt
Vorschlag zur TO (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17)
Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache Nr.: 08841-17-E1)

zu TOP 2.2.4
Drogenpolitik im öffentlichen Raum – Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher 
Sicht
Kenntnisnahme
(Drucksache-Nr. 10792-18)

zu TOP 2.2.5
Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems
Empfehlung
(Drucksache-Nr. 10959-18)



zu TOP 2.2.6
Drogenproblematik im öffentlichen Raum
Stellungnahme zum TOP (Fraktion FDP/Bürgerliste)
(Drucksache-Nr. 10994-18-E1)
Stellungnahme der Verwaltung
(Drucksache-Nr. 10994-18-E2)

Die Tagesordnungspunkte TOP 2.2.1, TOP 2.2.2, TOP 2.2.3, TOP 2.2.4, TOP 2.2.5 und der 
TOP 2.2.6 werden unter dem Oberpunkt TOP 2.2 zusammen behandelt. 

Zu Beginn berichtet Herr Siebert (Gesundheitsamt) anhand einer Präsentation (Anlage 2) 
zum Thema Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogenhilfesystems.

Dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit liegen folgende Anträge vor: 

Zu TOP 2.2.1
Antrag der CDU-Fraktion - Druckräume für Heroin-Abhängige
(Drucksache-Nr.: 08768-17-E1)

die CDU-Fraktion stellt zum genannten Tagesordnungspunkt folgenden Antrag und 
bittet um Beratung und Beschlussfassung:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beauftragt die Verwaltung, ein 
gesamtstädtisches Konzept zu der allgemeinen Drogenproblematik hinsichtlich des 
Drogenkonsums im öffentlichen Raum, des Drogenverkaufs und möglicher 
Konsumräume zu erstellen.

Das Konzept und mögliche Einzelmaßnahmen sind dem o. g. Ausschuss vorzustellen.

Die Verwaltung möge bei der Konzepterstellung zum einen die Lage von 
heroinabhängigen Frauen, die sich zwecks Geldbeschaffung prostituieren müssen, 
gesondert erfassen und darstellen, zum anderen ist die Situation nicht 
krankenversicherter Drogenabhängiger zu beachten. Diese Personenkreise sind einzeln 
zu betrachten, weil sie wegen verschiedener zusätzlicher Problemlagen ausgesprochen 
gefährdet sind.

Begründung

Aufgrund der positiven und anhaltenden Sanierung und Modernisierung der 
sogenannten Problemhäuser in Dortmund wird den drogenabhängigen Menschen ein 
Teil Ihrer Rückzugsmöglichkeiten genommen, so dass vermehrt der Drogenkonsum in 
den öffentlichen Raum verschoben wird. 

Um die Situation des öffentlichen Drogenkonsums zukünftig wieder einzugrenzen, ist es 
wichtig, ein ganzheitliches Konzept zur allgemeinen Drogenproblematik mit all ihren 
Randerscheinungen für Dortmund zu entwickeln. Themen wie medizinische 
Versorgung, Beratung und Konsumvorgänge können nicht durch schnelle 
Einzelmaßnahmen zu einem dauerhaften Erfolg führen und müssen mit allen beteiligten 
Akteuren zukunftsfähig diskutiert werden.

Zu TOP 2.2.2
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E1)

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung legt in Abstimmung mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren 
sowie mit dem Ordnungsdezernat einen Sachstandsbericht und eine 
Einschätzung hinsichtlich der Notwendigkeit eines oder mehrerer zusätzlicher  
Drogenkonsumräume vor.



2. Die Verwaltung aktualisiert mit den in der Drogenhilfe tätigen Akteuren sowie der 
Mitternachtsmission die Vorlage und Einschätzung zur Vergabe von Diamorphin 
aus November 2014 (Drucksache Nr.: 13714-14-E3).
Der Bericht wird dem Ausschuss vorgelegt. 

Begründung:
Der Presse waren Überlegungen der Ordnungsdezernentin hinsichtlich eines weiteren 
Drogenkonsumraums in der Nordstadt zu entnehmen. Unklar geblieben ist dabei, ob die 
Ordnungsdezernentin ihren Vorstoß mit der Sozialdezernentin abgeklärt hatte. 

Die Notwendigkeit eines weiteren Konsumraums ist in den letzten Jahren immer wieder 
diskutiert, aber genauso oft vor allem wegen der sensiblen Frage eines möglichen 
Standorts verworfen worden. Der letzte Jahresbericht der Verwaltung zur Situation in 
der Nordstadt macht deutlich, dass der öffentliche Drogenhandel und -konsum 
zugenommen hat. Laut Bericht werden weiche und harte Drogen vielfach offen 
wahrnehmbar konsumiert und gehandelt – auch tagsüber und mitten auf dem 
Spielplatz, auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder in Grünanlagen. Bewohner*innen 
und Geschäftsleute aus der Nordstadt haben deshalb in der Vergangenheit  mehrfach 
auch eine legale Abgabe von harten Drogen unter ärztlicher Aufsicht gefordert, um die 
Situation in einigen Bereichen der Nordstadt zu entspannen. Erfahrungen in anderen 
Städten zeigen, dass das auch funktionieren kann – mit positiven Auswirkungen für die 
Schwerstabhängigen sowie für die betroffenen Stadtteile. 

Deshalb sollte die Diskussion über einen zusätzlichen Drogenkonsumraum verknüpft 
werden mit Überlegungen zu einem Diamorphin-Programm unter anderem für die 
hochgradig drogenabhängigen Frauen, die seit Jahren und ohne Perspektive in der 
Nordstadt der Prostitution nachgehen. Dabei handelt es sich um eine Gruppe von 
insgesamt ca. 80 Frauen, von denen nach Aussage der Verwaltung regelmäßig bis zu 
35 auf den Straßen anzutreffen sind und die über diesen Weg ihre Sucht finanzieren. 
Viele von ihnen befinden sich in einer schwierigen gesundheitlichen Situation, die sich
durch den hohen Kontrolldruck nach der Schließung des Straßenstrichs erheblich 
verschärft hat. Auch Strafverfahren und Freiheitsstrafen führen in der Regel jedoch 
nicht zu einem Ausstieg aus Prostitution und Sucht. 

Der Antrag der GRÜNEN Fraktion zur Erstellung eines Konzeptes zur 
diamorphingestützten Substitutionsbehandlung wurde zuletzt im November 2014 im 
Ausschuss abgelehnt. Die Situation insbesondere für die betroffenen Menschen hat 
sich seitdem nicht verbessert. 

zu TOP 2.2.2
Antrag der SPD-Fraktion - Drogenkonsumraum
(Drucksache-Nr.: 08829-17-E2)

Dortmund verfügt über ein vielfältiges und aufeinander abgestimmtes 
Drogenhilfesystem. 
Mit einer Mischung aus präventiven Maßnahmen und dem Angebot von 
niedrigschwelligen Hilfen soll der Verfestigung von offenen Drogenszenen 
entgegengewirkt werden. So gibt es verschiedene, auf die einzelnen Szenen 
abgestimmte, Hilfe- und Anlaufstellen wie das Café Kick. Auch ein gut vernetztes 
Suchthilfesystem existiert in Dortmund bereits. Neben einer 
Jugendsuchtberatungsstelle gibt es in Dortmund auch ein betreutes Wohnen für 
Suchtkranke und mehr als 1500 Plätze für die Methadonsubstitution. Auch der 
Drogenkonsumraum hat in diesem Hilfesystem seinen festen integrierten Platz. 
Gerade in der Nordstadt hat sich bis heute ein vielfältiges Angebot in der Drogenhilfe 
etabliert. In der Nordstadt befinden sich zum Beispiel die Alkoholberatungsstelle des 
Diakonischen Werkes, eine zentrale Beratungsstelle für Wohnungslose, „Passgenau“ 
und die Beratungsstelle Nord des Sozialpsychiatrischen Dienstes. Bevor in die hier 
gewachsenen Strukturen ein zusätzlicher Drogenkonsumraum gesetzt werden soll, 
müssen zwingend die Vor- und Nachteile eines weiteren Drogenkonsumraums 
abgewogen werden. Zusätzlich muss beleuchtet werden, wer überhaupt von einer 
solchen Einrichtung erreicht werden kann. Zunächst sollte im zuständigen 



Sozialausschuss eine fachpolitische Auseinandersetzung mit dem bestehenden System 
und möglichen Lücken geführt werden.
Vor diesem Hintergrund stellt die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit folgenden Antrag zur Beratung und Beschlussfassung:

Der Soziausschuss beauftragt die Verwaltung, alle relevanten Akteure in den 
Ausschuss einzuladen und eine eingehende fachpolitische Debatte zu dieser Thematik, 
inklusive Begehungen des Ausschusses vor Ort, zu organisieren.
Der Sozialausschuss verschiebt daher bis auf Weiteres eine mögliche 
Beschlussfassung über zusätzliche Drogenkonsumräume in der Stadt. 

zu TOP 2.2.3
Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste – Drogenpolitik in der Nordstadt
(Drucksache-Nr. 08841-17)

die Fraktion FDP/Bürgerliste bittet um Beratung und Beschlussfassung des folgenden 
Antrags:

Durch die Übernahme und Sanierung der sogenannten Problemhäuser in der 
Nordstadt, hat sich die offene Drogenszene verlagert und wird deutlich sichtbarer. 
Anwohner klagen über Drogenkonsum auf offener Straße und liegengebliebene 
Spritzbestecke.

Aus diesem Grund benötigen wir einen neuen drogenpolitischen Ansatz, um die 
drogenabhängigen Menschen mit einem sehr niederschwelligen Angebot zu erreichen 
und gleichzeitig für die dort lebenden Bürger ein sicheres Wohnumfeld zu schaffen. Es 
muss eine verbesserte Balance zwischen Restriktion und Hilfe hergestellt werden. Der 
zwingend notwendige ordnungspolitische Ansatz ist bewusst nicht Teil dieses Antrages 
und soll in den entsprechenden Gremien behandelt werden.

Beschlussvorschlag

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob in der offenen Drogenszene in der 
Nordstadt, ein mobiler Drogenkonsumraum geschaffen werden kann.

Die Stadt wird beauftragt mit den handelnden Akteuren (z.B. Aidshilfe, Gesundheitsamt, 
Pur e.V.) Gespräche hinsichtlich einer möglichen Realisierung zu führen.

Das Ergebnis der Gespräche ist zusammenzufassen und den Gremien inkl. einer 
Kostenschätzung zur erneuten Beratung vorzulegen.  

Alternativ wird die Stadt zusätzlich beauftragt, mit den handelnden Akteuren (Aidshilfe, 
Gesundheitsamt, Pur e.V.) zu prüfen, ob unter den geänderten Bedingungen für die 
Diamorphinvergabe, diese in der Stadt möglich ist.

Dabei soll auch auf die Erfahrung anderer Kommunen zurückgegriffen werden.

Die Anträge zu TOP 2.2.1 „Druckräume für Heroin-Abhängige“ (CDU-Fraktion), TOP 2.2.2 
„Drogenkonsumraum“ (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und SPD-Fraktion) und TOP 2.2.3 
„Drogenproblematik in der Nordstadt“ (Fraktion FDP/Bürgerliste) lagen dem Ausschuss für 
Soziales, Arbeit und Gesundheit bereits zu den Sitzungen am 19.09.2017, 21.11.2017 und 
15.05.2018 vor. Es bestand Einigkeit darüber, die Anträge weiter zu schieben und erst 
darüber zu beraten, wenn das Konzept vorliege.

Durch die Vorlage zu TOP 2.2.5 sind diese Anträge erledigt und wurden von den Fraktionen 
zurückgezogen.



Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit aus der Sitzung vom 
15.05.2018 zu dem TOP 2.2.4 die Verwaltungsvorlage „Drogenproblematik im öffentlichen 
Raum – Sachstandsbericht aus ordnungsbehördlicher Sicht“ zur Kenntnisnahme vor 
sowie zu TOP 2.2.5 die Verwaltungsvorlage „Konzeptionelle Weiterentwicklung des 
Dortmunder Drogenhilfesystems“, über die eine Empfehlung abzugeben ist.

Zu der Vorlage zu TOP 2.2.5 liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
folgender Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den in Dortmund niedergelassenen Ärzten 
und Ärztinnen Gespräche mit der Zielsetzung des Betriebs einer 
Diamorphinambulanz zu führen.  

2. Die geplanten Tagesaufenthalte für Drogenabhängige im Dortmunder Norden 
werden als mittelfristig umzusetzende Maßnahme geplant.

Begründung:
In ihrer Vorlage geht die Verwaltung auf die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in 
Dortmund ein. Die dabei genannte Zahl von ca. 50 schwerstkranken Opiatabhängigen
in Dortmund, die bei einer Diamorphinbehandlung größere Effekte hinsichtlich der 
gesundheitlichen und sozialen Stabilisierung im Vergleich zur Methadonbehandlung 
aufweisen würden, entspricht der Größenordnung in anderen Städten mit einer 
Diamorphin-Vergabe. 
Die Verwaltung weist zusätzlich darauf hin, dass niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 
wie z.B. in Düsseldorf die Möglichkeit haben, unter definierten Rahmenbedingungen die 
Substitution mit Diamorphin durchzuführen, die seit 2010 zum Leistungsspektrum der 
gesetzlichen Krankenkassen gehört. Da das Gesundheitsamt grundsätzlich keine 
Leistungen der GKV anbietet, kommt es daher laut Verwaltung als Träger einer 
Diamorphinambulanz in Dortmund nicht in Betracht. 
Um trotzdem die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in Dortmund zu prüfen und 
möglichst umzusetzen, sollte das Gesundheitsamt koordinierend Gespräche mit den 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten führen. 

In der Vorlage “Drogenproblematik im öffentlichen Raum - Sachstandsbericht aus 
ordnungsbehördlicher Sicht“ stellt die Verwaltung fest, dass  insbesondere in der 
Dortmunder Nordstadt „ohne jede Scheu weiche und harte Drogen, vielfach auch offen 
und öffentlich wahrnehmbar konsumiert und gehandelt werden, also nicht nur in oder 
aus Wohnungen heraus oder an anderen entlegenen Örtlichkeiten und im Schutze der 
Dunkelheit, sondern auch tagsüber und mitten auf dem Spielplatz, auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in Hauseingängen.“
Um diese Situation zu entspannen und drogenabhängige Menschen stärker aus dem 
öffentlichen Raum herauszuführen, schlägt die Verwaltung im vorliegenden Konzept 
vor, geeignete Tagesaufenthalte für Drogenabhängige (analog Cafe Berta) im 
Dortmunder Norden einzuführen. Diese sollten allerdings nicht – wie im Konzept – als 
langfristige, sondern aufgrund der zugespitzten Situation zumindest als mittelfristige 
Maßnahme umgesetzt werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der 
CDU-Fraktion vom 30.05.2018 vor:

die CDU-Fraktion bittet um Beratung und Abstimmung des folgenden Antrags:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer 
weiteren Stelle im Rahmen der Suchtprävention. Diese weitere Stelle, die bei der 
DROBS angesiedelt werden sollte, soll die Arbeit der bereits ausgeführten Prävention 
an weiterführenden Schulen unterstützen.



Darüber hinaus wird der Passus in der Vorlage unter Punkt 6 „Evaluation“, letzter 
Absatz, wie folgt geändert:

Dieses Vorgehen muss durch qualitative Interviews mit Vertreter*innen der Helferseite, 
Ordnungsseite, Betroffenen und Personen aus dem Umfeld ergänzt werden.

Begründung

Mit dem Programm „Klasse 2000“ und einer eventuellen Ausweitung werden Kinder im 
Grundschulalter erreicht. Die Drogenberatungsstelle DROBS leistet jetzt schon 
präventive Arbeit auch an weiterführenden Schulen. Bei der Vielzahl an 
weiterführenden Schulen und der geringen Anzahl an Präventionsstellen ist dies aber 
kaum im vollen Umfang leistbar. Die Aufstockung um mindestens eine Stelle bei der
präventiven Arbeit an Schulen trägt dazu bei, eine noch größere Gruppe Jugendlicher 
zu erreichen.

Bei einer Evaluation anhand von regelmäßigen Vernetzungsgesprächen könnten nicht 
nur, sondern müssen auch Vertreter der Helfer- und Ordnungsseite, Betroffene und 
Personen aus dem Umfeld anwesend sein, um aus den Ergebnissen effektive 
Lösungen bzw. Lösungsansätze zu erarbeiten.

Außerdem liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit ein weiterer Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 05.06.2018 vor: 

die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bittet unter dem o.g. Punkt um Beratung und 
Abstimmung des folgenden Antrags:

Die Verwaltung wird aufgefordert, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für 
Drogenabhängige in der Nordstadt als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. 

Begründung:
Die Verwaltung lehnt in ihrem Konzept jegliche Möglichkeit ab, in der Nordstadt Drogen 
in einem zusätzlichen geschützten Raum außerhalb der Öffentlichkeit zu konsumieren. 
Dabei hat das Ordnungsamt klar beschrieben, wie die momentane Situation aussieht: 
Auf Spielplätzen, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in 
Hauseingängen werden weiche und harte Drogen konsumiert und gehandelt. 
Ordnungspolitische Maßnahmen alleine werden dieses Problem nicht lösen. Und auch 
der bereits vorhandene Drogenkonsumraum am Eisenmarkt wird von vielen 
Abhängigen der Nordstadt nicht genutzt. Die Bewohner*innen der Nordstadt haben aber 
zu Recht die Erwartung, dass die Szene ihre Drogen nicht vor oder in ihren 
Hauseingängen konsumiert. Die neuen geplanten Tagesaufenthalte für 
drogenabhängige Menschen sind grundsätzlich zu begrüßen. Ohne eine 
Konsummöglichkeit ist allerdings zu befürchten, dass sich damit der Konsum und die 
Verelendung vieler Drogenabhängiger auf den Straßen und Plätzen fortsetzen werden. 
Einer der neuen Tagesaufenthalte sollte deshalb als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch-
und Konsummöglichkeiten ausgestattet werden. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit folgender Antrag der SPD-
Fraktion vom 06.06.2018 vor: 

die SPD-Fraktion im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit bittet um Beratung 
und Beschlussfassung der Ergänzungsanträge zu folgenden Unterpunkten der 
Verwaltungsvorlage: 

Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist 
ein Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem 



Haushaltsplan 2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe 
ein Personenkreis ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch 
(SGB) erfasst wird, soll die Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen 
Leistungen aufzeigen und mögliche Kosten hierfür beziffern. 
Begründung: 
Wie in der Vorlage ausgeführt, sollen im Rahmen von aufsuchender Sozialarbeit 
bulgarisch und rumänisch sprechende Streetworker Kontakte zu Problemgruppen 
aufnehmen, um diese Personengruppen aufzuklären und die derzeitige Situation zu 
verbessern. Eine genaue Analyse des Personenkreises ermöglicht die Erarbeitung 
eines zielgruppenorientierten Konzeptes.

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen 
Ambulanz zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur 
Schwangerschaftsverhütung in der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort 
anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu 
finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 fortzuschreiben. 
Begründung: 
Mit der Übernahme der Kosten für die Schwangerschaftsverhütung kann eine mögliche 
soziale Verelendung der betroffenen Frauen verhindert werden. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept 
zuständigkeitshalber an den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend 
und Familie zur Kenntnis zu geben. 

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit unter TOP 2.2.6 die Bitte 
um Stellungnahme der Fraktion FDP/Bürgerliste vor sowie dazu die Stellungnahme der 
Verwaltung.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit nimmt den Sachstandsbericht der Ord-
nungsverwaltung zur Drogenproblematik im öffentlichen Raum (TOP 2.2.4) zur Kenntnis. 

Herr Taranczewski (Vorsitzender, SPD-Fraktion) schlägt zum Thema Diamorphin-Abgabe zum 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) vor, 
dass das Thema auf die nächste Tagesordnung der Gesundheitskonferenz genommen 
werden soll und Herr Dr. Renken in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit darüber berichten könne.
Herr Langhorst (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) ist mit dieser Vorgehensweise 
einverstanden. Herr Dr. Renken (Leiter Gesundheitsamt) sagt die Berichterstattung zu. 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit lehnt den Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E1) mehrheitlich gegen die Stimmen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei Enthaltung 
der Fraktion FDP/Bürgerliste ab.

Ebenso lehnt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E4) mehrheitlich gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN bei 
Enthaltung der Fraktion FDP/Bürgerliste ab.

Frau Grollmann (CDU-Fraktion) ändert mündlich den Antrag ihrer Fraktion wie folgt:

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt die Einrichtung einer weiteren 
Stelle für die präventive Arbeit für weiterführende Schulen.

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die 
Stimme der Fraktion AfD bei Enthaltung der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 



FDP/Bürgerliste und der Fraktion Die LINKE & PIRATEN diesen geänderten Antrag der CDU-
Fraktion (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr. 10959-18-E2):

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit beschließt mehrheitlich gegen die 
Stimme der Fraktion AfD folgenden Antrag der SPD-Fraktion (TOP 2.2.5, Drucksache-Nr.: 
10959-18-E5) 

Zu Punkt 4.1.1 Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um sprachkompetente, 
genderakzeptierte Sozialarbeit
Beschluss:
Die Verwaltung wird gebeten vor der Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche 
zielgruppenorientierte Bedarfe konkret zu ermitteln. Aufgrund der konkreten Bedarfe ist 
ein Maßnahmenkatalog zu erstellen, der unverzüglich, spätestens aber mit dem 
Haushaltsplan 2019, umgesetzt werden soll. Soweit im Rahmen der ermittelten Bedarfe 
ein Personenkreis ohne Anspruchsberechtigung auf Hilfen nach Sozialgesetzbuch 
(SGB) erfasst wird, soll die Verwaltung Hilfeangebote im Rahmen von freiwilligen 
Leistungen aufzeigen und mögliche Kosten hierfür beziffern. 

Zu Punkt 4.71 Kostenübernahme Drei-Monats-Spritze in der Drogentherapeutischen 
Ambulanz zur Schwangerschaftsverhütung
Beschluss: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Drei-Monats-Spritze zur 
Schwangerschaftsverhütung in der Drogentherapeutischen Ambulanz ab sofort 
anzubieten. Die Kosten hierfür sind aus dem laufenden Etat des Gesundheitsamtes zu 
finanzieren und im Haushaltsplanentwurf für 2019 fortzuschreiben. 

Zu Punkt 4.8 Ausbau Suchtprävention 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, das überarbeitete Präventionskonzept 
zuständigkeitshalber an den Schulausschuss und an den Ausschuss für Kinder, Jugend 
und Familie zur Kenntnis zu geben. 

Unter Berücksichtigung der beschlossenen Anträge der CDU-Fraktion und der SPD-
Fraktion empfiehlt der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit dem Rat der Stadt 
Dortmund mehrheitlich bei Enthaltung der Fraktion AfD folgenden Beschluss zu fassen: 

Beschluss: 
Der Rat der Stadt Dortmund nimmt den Bericht des Gesundheitsamtes zur konzeptionellen 
Weiterentwicklung der Drogenhilfe zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung zur Umsetzung 
der unter Punkt 5 genannten Maßnahmen eine detaillierte Zeit- und Kostenplanung zu 
erarbeiten.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften die Empfehlung der 
Bezirksvertretung Hombruch aus ihrer Sitzung am 26.06.2018 vor:

Nach Aufrufen des Tagesordnungspunktes stellt die stellvertretende Sprecherin der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Lotz, folgenden Antrag. Sie händigt ihn anschließend 
schriftlich der Geschäftsführung der BV-Hombruch aus.

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Die Fraktion begrüßt die konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder Drogensystems. 
Für die aktuelle Drogensituation, wie sie sich insbesondere in der Dortmunder Nordstadt 
darstellt, sind nach Meinung der Fraktion noch weitere Hilfen notwendig. Daher fordert die 
Fraktion, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für Drogenabhängige mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. Dies könnte helfen, den Drogenkonsum auf 
den Straßen und Plätzen der Nordstadt zu reduzieren und die Verelendung vieler 
Drogenabhängiger zu stoppen“.

Beschluss:



Die Bezirksvertretung Hombruch nimmt die Vorlage des Gesundheitsamtes vom 08.05.2018 
zur Kenntnis. Sie bittet den Rat der Stadt Dortmund einstimmig, den oben aufgeführten Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE Grünen bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften nimmt die Empfehlung der 
Bezirksvertretung Hombruch zur Kenntnis.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften empfiehlt unter 
Einbeziehung der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
gemäß der Verwaltungsvorlage zu verfahren.

Weiterhin liegt dem Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden 
folgende Empfehlung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord aus der Sitzung vom 27.06.2018 vor: 

Nachfolgender Antrag der Fraktion Die Linke & Piraten wird vom Antragsteller 
zurückgezogen:

Die Verwaltung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit den Akteuren
Möglichkeiten der Hilfe für schwer drogenabhängige Prostituierte zu suchen. Ziel soll sein, 
Gefängnisaufenthalte, soweit die zur Last gelegten Straftaten offenkundig Ausdruck der 
multiplen Problematik der Beschuldigten sind, künftig zu vermeiden.

Begründung:
Im Papier über die Konzeptionelle Weiterentwicklung des Dortmunder
Drogenhilfesystems werden Möglichkeiten der Verstärkung der bisher durchaus zu
verzeichnenden positiven Ergebnisse der Drogenhilfe dargelegt.

Wie der beigefügte Auszug aus einer nicht genehmigten Niederschrift zeigt, hat sich
der Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit dieses Themas in kontroverser
Weise angenommen. Zu Punkt 4.4.1 „Ausbau der Streetwork auf dem Nordmarkt um
sprachkompetente, genderakzeptierte Sozialarbeit“ wurde beschlossen, „vor der
Einleitung von Hilfemaßnahmen mögliche, zielgruppenorientierte Bedarfe zu
ermitteln.“- Dieser Beschluss zielt offenbar auf die Gruppe der südosteuropäischen
Drogenabhängigen. Nicht in den Fokus gelangt die äußerst hilfebedürftige Gruppe
der schwer drogenabhängigen Prostituierten.

Nachfolgender nach Diskussion redaktionell geänderter Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen (Drucksache Nr. 10959-18-E7) liegt der Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord vor:

Die Verwaltung wird aufgefordert, einen der geplanten neuen Tagesaufenthalte für 
Drogenabhängige in der Nordstadt im Dortmunder Norden als „Tagesaufenthalt plus“ mit 
Wasch- und Konsummöglichkeiten für Drogen auszustatten. 

Begründung: 
Die Verwaltung lehnt in ihrem Konzept jegliche Möglichkeit ab, in der Nordstadt Drogen in 
einem zusätzlichen geschützten Raum außerhalb der Öffentlichkeit zu konsumieren. Da-bei 
hat das Ordnungsamt klar beschrieben, wie die momentane Situation aussieht: Auf 
Spielplätzen, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in Grünanlagen oder in Hauseingängen 
werden weiche und harte Drogen konsumiert und gehandelt. Ordnungspolitische Maßnahmen 
alleine werden dieses Problem nicht lösen. Und auch der bereits vorhandene 
Drogenkonsumraum am Eisenmarkt wird von vielen Abhängigen der Nordstadt nicht genutzt. 
Die Bewohner*innen der Nordstadt haben aber zu Recht die Erwartung, dass die Szene ihre 
Drogen nicht vor oder in ihren Hauseingängen konsumiert. Die neuen geplanten 
Tagesaufenthalte für drogenabhängige Menschen sind grundsätzlich zu begrüßen. Ohne eine 
Konsummöglichkeit ist allerdings zu befürchten, dass sich damit der Konsum und die 
Verelendung vieler Drogenabhängiger auf den Straßen und Plätzen fortsetzen werden. Einer 
der neuen Tagesaufenthalte sollte deshalb als „Tagesaufenthalt plus“ mit Wasch- und 
Konsummöglichkeiten ausgestattet werden. 



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Der Antrag wird bei 4 Ja-Stimmen (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Fraktion Die Linke & 
Piraten) und 10 Gegenstimmen (SPD-Fraktion, CDU-Fraktion, Herr Borchardt/Die Rechte) 
mehrheitlich abgelehnt.

Weiterhin liegt der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord folgender Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache Nr. 10959-18-E8) vor:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den in Dortmund niedergelassenen Ärzten und Ärztinnen 
Gespräche mit der Zielsetzung des Betriebs einer Diamorphinambulanz zu führen. 

2. Die geplanten Tagesaufenthalte für Drogenabhängige im Dortmunder Norden werden als 
mittelfristig umzusetzende Maßnahme geplant. 

Begründung: 
In ihrer Vorlage geht die Verwaltung auf die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in 
Dortmund ein. Die dabei genannte Zahl von ca. 50 schwerstkranken Opiatabhängigen in 
Dortmund, die bei einer Diamorphinbehandlung größere Effekte hinsichtlich der gesund-
heitlichen und sozialen Stabilisierung im Vergleich zur Methadonbehandlung aufweisen 
würden, entspricht der Größenordnung in anderen Städten mit einer Diamorphin-Vergabe. 

Die Verwaltung weist zusätzlich darauf hin, dass niedergelassene Ärztinnen und Ärzte wie 
z.B. in Düsseldorf die Möglichkeit haben, unter definierten Rahmenbedingungen die 
Substitution mit Diamorphin durchzuführen, die seit 2010 zum Leistungsspektrum der 
gesetzlichen Krankenkassen gehört. Da das Gesundheitsamt grundsätzlich keine Leistungen 
der GKV anbietet, kommt es daher laut Verwaltung als Träger einer Diamorphinambulanz in 
Dortmund nicht in Betracht. 

Um trotzdem die Möglichkeit einer Diamorphin-Vergabe in Dortmund zu prüfen und
möglichst umzusetzen, sollte das Gesundheitsamt koordinierend Gespräche mit den 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten führen. 

In der Vorlage “Drogenproblematik im öffentlichen Raum - Sachstandsbericht aus 
ordnungsbehördlicher Sicht“ stellt die Verwaltung fest, dass insbesondere in der Dortmunder 
Nordstadt „ohne jede Scheu weiche und harte Drogen, vielfach auch offen und öffentlich 
wahrnehmbar konsumiert und gehandelt werden, also nicht nur in oder aus Wohnungen 
heraus oder an anderen entlegenen Örtlichkeiten und im Schutze der Dunkelheit, sondern 
auch tagsüber und mitten auf dem Spielplatz, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in 
Grünanlagen oder in Hauseingängen.“ 

Um diese Situation zu entspannen und drogenabhängige Menschen stärker aus dem 
öffentlichen Raum herauszuführen, schlägt die Verwaltung im vorliegenden Konzept vor, 
geeignete Tagesaufenthalte für Drogenabhängige (analog Café Berta) im Dortmunder Norden 
einzuführen. Diese sollten allerdings nicht – wie im Konzept – als langfristige, sondern 
aufgrund der zugespitzten Situation zumindest als mittelfristige Maßnahme umgesetzt werden. 

Es herrscht Konsens darüber, über die Punkte 1 und 2 des Antrages einzeln abzustimmen:

Punkt 1:Bei 9 Ja-Stimmen (SPD-Fraktion, Fraktion Die Linke & Piraten, Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und Herrn Borchardt/Die Rechte) und 4 Enthaltungen (CDU-Fraktion 
und Herr Bezirksbürgermeister Dr. Jörder) einstimmig beschlossen.

Punkt 2:Bei 4 Ja-Stimmen (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Fraktion Die Linke & Piraten) 
und 9 Gegenstimmen (SPD-Fraktion, CDU-Fraktion, Herr Borchardt/Die Rechte) 
mehrheitlich abgelehnt.

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord nimmt den Bericht des Gesundheitsamtes zur 
konzeptionellen Weiterentwicklung der Drogenhilfe zur Kenntnis und beauftragt die 
Verwaltung zur Umsetzung der unter Punkt 5 genannten Maßnahmen unter Berücksichtigung 



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

des Punktes 1 des Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache Nr. 10959-18-
E8) eine detaillierte Zeit- und Kostenplanung zu erarbeiten.

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord nimmt die Empfehlung des Ausschusses für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit vom 07.06.2018 zur Kenntnis.

Der Ausschuss für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden nimmt die 
vorliegenden Empfehlung sowie die Verwaltungsvorlage zur Kenntnis. 
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